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Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen 

53   Allgemeinverfügung 
Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/20071 des Landkreises Weißenburg-Gun-
zenhausen über die Festsetzung des Deutschlandtickets ein-
schließlich Ermäßigungsticket als Höchsttarif im Kalenderjahr 
2024 

Hintergrund 
Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 
erfolgreich eingeführte Deutschlandticket als digitales und 
deutschlandweit gültiges Angebot für den öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) über das Jahr 2023 hinaus fortzuführen. 
Das bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahr-
gästen mit einem einfachen und günstigen Angebot die Nutzung 
des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen attraktiven ÖPNV 
dar. Aufgrund der beim Erlass der allgemeinen Vorschrift noch 
ausstehenden bundesweiten Entscheidungen zur Ausgestaltung 
des Deutschlandtickets im Jahr 2024 war entsprechend einem 
bundesweit abgestimmten Vorgehen die Umsetzung des 
Deutschlandtickets im Kalenderjahr 2024 nahezu flächendek-
kend zunächst bis zum 30. April 2024 vorgenommen worden. Die 
Verkehrsministerkonferenz hat mit Beschluss vom 22. Januar 
2024 festgestellt, dass unter der Annahme der in der Konferenz 
der Regierungschefinnen und Regierungschefs mit Herrn Bun-
deskanzler vom 6. November 2023 beschlossenen Übertragung 
der Finanzierungsmittel aus dem Kalenderjahr 2023 die von 
Bund und Ländern zur Verfügung gestellten Mittel auch ohne 
eine Anhebung des Deutschlandticketpreises im Kalenderjahr 
2024 ausreichen werden. 
Mit der vergünstigten Version des Deutschlandtickets für Aus-
zubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Ermä-
ßigungsticket) wurde im Freistaat Bayern für diese Bevölke-
rungsgruppen ein attraktives tarifliches Angebot geschaffen. Das 
Ermäßigungsticket ist 20 Euro gegenüber dem regulären 
Deutschlandticket reduziert. Diese weitergehende preisliche Re-
duktion wird vom Freistaat Bayern getragen. 
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Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich 
der Auswirkungen des Deutschlandtickets einschließlich des Er-
mäßigungstickets im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen 
des allgemeinen ÖPNV nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder 
allgemeiner Vorschriften zu regeln. 
Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen 
ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet zum 1. Januar 2024 sowie 
eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewährleisten, er-
lässt der Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen eine allgemeine 
Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung . Die allge-
meine Vorschrift regelt rechtsverbindlich die gemeinwirtschaft-
liche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet des Landkreises 
Weißenburg-Gunzenhausen tätigen Verkehrsunternehmen des 
allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets 
sowie im Gegenzug einen Ausgleich der hierdurch entstehenden 
finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die Richtlinien des 
Freistaates Bayern zur Umsetzung der Vorgaben der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2024 (im Folgenden: Richtlinien 
Bayern 2024, Anlage 2). Hierdurch werden die Vorgaben zum 
Deutschlandticket bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des 
Landkreises Weißenburg-Gunzenhausen im Kalenderjahr 2024 
umgesetzt. Die hiesige allgemeine Vorschrift gilt für das gesamte 
Kalenderjahr 2024 und ersetzt somit die entsprechend dem oben 
genannten bundesweit abgestimmten Vorgehen zunächst befri-
stet bis zum 30. April 2024 vom Landkreis Weißenburg-Gunzen-
hausen erlassene allgemeine Vorschrift vom 06.12.2023.  
1. Rechtsgrundlagen 
Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 
3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), Artikel 8 Absätze 
1 und 3 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr 
in Bayern (BayÖPNVG in der zum 1. Januar 2024 geltenden Fas-
sung sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buch-
stabe l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis 
Weißenburg-Gunzenhausen die nachfolgende allgemeine Vor-
schrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif 
im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner 
ÖPNV) und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finan-
zielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beförderung von 
Fahrgästen mit einem Deutschlandticket im Kalenderjahr 2024. 
2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  
2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser 

allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 2.4) öffentliche Personen-
verkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind ver-
pflichtet, während der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift 
(dazu Nr. 8) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 
des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif gemäß 
Artikel 3 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den 
Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend Nr. 2.2 
anzuerkennen (im Folgenden Tarifanerkennung oder Tarif-
anerkennungspflicht).  

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Be-
förderung von Fahrgästen mit einem gültigen Deutschland-
ticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedin-
gungen gemäß den Tarifbestimmungen Deutschlandticket in 



der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/ 
koordinierungsrat.html), ohne dass den Fahrgästen hierfür 
zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutsch-
landtickets verpflichtet das Verkehrsunternehmen nicht zum 
Vertrieb; soweit vorhanden gelten diesbezüglich die entspre-
chenden Regelungen des jeweiligen öffentlichen Dienstlei-
stungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen und der 
jeweils zuständigen Behörde (gemeinwirtschaftliche Ver-
kehre, dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen sind im Zu-
sammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets 
zudem berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abge-
stimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket 
(vergleiche Beschlussfassung für ein bundesweites Clearing-
verfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem 
Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellansatzes in 
der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/ 
koordinierungsrat.html)) teilzunehmen. Entsprechend sind 
die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende 
Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und 
gegebenenfalls diese Ansprüche überschießende Einnahmen 
abzugeben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem 
Deutschlandticket kein Nachteilsausgleich in Anspruch ge-
nommen werden muss, ist der den Soll-Einnahmewert 2024 
übersteigende Betrag entsprechend den Vorgaben eines unter 
Beteiligung der Betroffenen festzulegenden Systems zu ver-
teilen. Konkretisierungen und ausführende Bestimmungen 
zum Leipziger Modellansatz und der Einnahmeaufteilung 
sind entsprechend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen 
sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang 
mit der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungs-
anträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei 
entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und 
keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem 
möglichen und erforderlichen Umfang an der bundesweit 
einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwir-
ken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend 
den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist tech-
nisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu ge-
währleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur 
Kontrolle des Deutschlandtickets sind einzuhalten.  

2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet 
zudem die Beförderung von Studierenden, Auszubildenden 
und Freiwilligendienstleistenden mit einem gültigen ermä-
ßigten Deutschlandticket (Ermäßigungsticket) gemäß Anlage 
1. Die Verkehrsunternehmen sind im Hinblick auf die Aner-
kennung des Ermäßigungstickets zudem berechtigt und ver-
pflichtet, bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung wie 
folgt vorzugehen: Das Ermäßigungsticket ist bei der bundes-
weiten Einnahmeaufteilung mit dem regulären Preis des 
Deutschlandtickets ohne die ergänzende Ermäßigung in Bay-
ern anzusetzen.  

2.4 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt 
sich geografisch auf das gesamte Gebiet, für das der Land-
kreis Weißenburg-Gunzenhausen, unter Berücksichtigung 
von bestehenden Regelungen zur Übertragung von Zustän-
digkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden, die Be-
fugnis als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buch-
stabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den allge-
meinen ÖPNV innehat.  

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; 
Abschluss von Umsetzungsvereinbarungen 

3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen 
öffentlichen Personenverkehr auf Grundlage öffentlicher 
Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirtschaft-
liche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses öffent-
lichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger Er-
gänzungen oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den 
Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug 
auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie der 
jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entspre-
chende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets ent-
hält; im Übrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht 
einschließlich der hierfür zu gewährenden Ausgleichsleistun-
gen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der 
Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwick-
lung der Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen 
Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweili-
gen öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter vollständiger 
Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaft-
lich erbracht werden, können zur Umsetzung dieser allge-
meinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinba-
rungen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und 
dem Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen abgeschlossen 
werden. In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere 
die konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der 
Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-
schrift geregelt werden. Die Umsetzungsvereinbarung be-

gründet keine eigenständigen Tarifanerkennungspflichten 
oder Ausgleichsansprüche.  

4. Ausgleichsleistungen 
4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allge-

meinen Vorschrift Anspruch auf Ausgleichsleistungen für die 
ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets ent-
stehenden finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile 
ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situation 
mit Anerkennung des Deutschlandtickets (Mit-Fall) und der 
Situation mit Anwendung der bis dahin geltenden Tarife 
(Ohne-Fall) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit je-
weils verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei der 
Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu 
beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des 
jeweils zugrundeliegenden öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen 
Grundsätzen zu regeln.  
In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistun-
gen gelten die Nrn. 4.3.1 bis 4.3.4 der Richtlinien Bayern 2024 
(Anlage 2).   
Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Re-
ferenzwerte in den Monaten Januar 2019 bis Dezember 2019 
ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnah-
men ausnahmsweise die Nutzung von entsprechenden Ist-
Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den 
Vorjahren bestehen, sind validierte Prognosedaten zulässig. 
Diese Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tat-
sächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem Deutschlandtik-
ket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren 
validiert werden. Eine Fortschreibung der hochgerechneten 
Fahrgeldeinnahmen im Verhältnis zu der Veränderung der 
Betriebsleistungen im Kalenderjahr 2024 gegenüber dem Re-
ferenzzeitraum des Kalenderjahres 2019 nach Nr. 4.3.1.1 Satz 
8 der Richtlinien Bayern 2024 erfolgt nicht, soweit bei der 
Ermittlung der Soll-Einnahmen die Betriebsleistungsverän-
derung durch die Nutzung von entsprechenden Ist-Daten aus 
dem Referenzzeitraum des Jahres 2022 oder Prognosedaten 
bereits berücksichtigt ist.   
Dies gilt gleichermaßen auch für das Ermäßigungsticket zum 
Deutschlandticket; dieses ist im ersten Schritt bei der Er-
mittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen wie das reguläre 
Deutschlandticket zu berücksichtigen. Im zweiten Schritt ist 
eine gesonderte Darstellung der Höhe der zusätzlichen Aus-
gleichsleistungen für die Ermäßigungstickets nach Maßgabe 
von Nr. 4.1.4 erforderlich. 

4.1.1 Bezüglich der im Ohne-Fall (siehe Nr. 4.1) bis einschließlich 
des Jahres 2023 gewährten Ausgleichsleistungen auf 
Grundlage des § 45a PBefG war zur Vermeidung von Ver-
werfungen im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung 
des Deutschlandtickets eine entsprechende Erklärung zum 
Verfahren der Berechnung der Ausgleichsleistungen erfor-
derlich.   
Das BayÖPNVG wurde mit Gesetz vom 24. Juli 2023 zum 
01.04.2024 angepasst. Der bisherige Ausgleich nach § 45a 
PBefG wurde durch die  landesgesetzliche Regelung in Art. 
24 BayÖPNVG ersetzt. Die Regelung zur Ausreichung der 
Leistungen im Sinne des Art. 24 BayÖPNVG erfolgt  über 
entsprechende öffentliche Dienstleistungsaufträge . 

4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaß-
nahmen bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere für den 
gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB 
IX. Dies gilt gleichermaßen auch für weitere bestehende 
Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen 
des Landkreises Weißenburg-Gunzenhausen bzw. des Ver-
kehrsverbunds Großraum Nürnberg (VGN) (aktuell für das 
365-Euro-Ticket) oder Dritter, die für das Verkehrsunter-
nehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Aus-
gleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei Tarif-
vorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschrif-
ten, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistungen für die-
selbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt werden. Hierzu 
sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür gewähr-
ten Ausgleichsleistungen im Rahmen der Nachweisführung 
(dazu Nr. 5) jeweils getrennt und nachvollziehbar darzu-
stellen. 

4.1.3 Der Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen kann künftig 
auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsregelungen 
treffen. 

4.1.4 Entsprechend Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 2024 ergibt 
sich die Höhe der Ausgleichsleistungen für die ergänzende 
Ermäßigung des Ermäßigungstickets aus der Differenz zwi-
schen den nach Nr. 4.3.1.2 Satz 3 der Richtlinien Bayern 
2024 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsäch-
lichen Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der Ermäßi-
gungstickets.  

4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsauf-
trägen bleiben unberührt.  



4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift 
sind der Höhe nach begrenzt auf den finanziellen Nettoeffekt 
nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Ab-
satz 1 in Verbindung mit dem Anhang der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  

4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarif-
pflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift entspricht nach 
dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der 
Summe aller (positiven und negativen) Auswirkungen aus 
der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser 
allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket. 
Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit 
eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und 
Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf die 
Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz 
des Mit-Falls und des Ohne-Falls entsprechend Nr. 4.1. 
Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen können 
berücksichtigt werden, soweit diese im Einzelfall nach-
weisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) 
richten sich ebenfalls nach Nr. 4.1. 

4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 werden bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren 
im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags umgesetzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf das 
Erfordernis einer Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 sowie 
die Gewährleistung eines Anreizes gemäß Nr. 7 des An-
hangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im Hinblick auf 
die Vermeidung einer Überkompensation gilt Nr. 4.3.4; die 
Umsetzung ist im Rahmen des jeweiligen öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags zu gewährleisten. 

4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforde-
rungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
wie folgt gewährleistet: 
- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 des 

Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzu-
halten. 

- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Nr. 6 des 
Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gilt Nr. 4.3.4. 

4.3.4 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vor-
schrift dürfen nicht zu einer Überkompensation im Sinne 
des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen. 
Die Vermeidung einer Überkompensation wird unter Be-
achtung der Vorgaben von Nr. 6 des Anhangs in Bezug auf 
den angemessenen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die 
Überkompensationskontrolle ist jährlich durchzuführen. 
Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt 
aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets nicht 
übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein an-
gemessener Gewinn von 5 Prozent vom Umsatz für die zu-
grunde liegenden Verkehrsdienste erreicht wird. Ein höhe-
rer Gewinn kann im Einzelfall als angemessen akzeptiert 
werden, wenn die Verkehrsdienste in einem europaweit be-
kanntgemachten Vergabeverfahren mit mehreren Bietern 
vergeben wurde und das Verkehrsunternehmen nachweist, 
dass es über die Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags, ohne Betrachtung der Corona-geprägten Jahre 
2020 bis 2022, eine höhere Umsatzrendite mit den zugrunde 
liegenden Verkehrsdiensten erzielt hat. Das Verkehrsunter-
nehmen stellt die für die Beurteilung erforderlichen Daten 
zu den Kosten und Erlösen umfassend zur Verfügung und 
ermöglicht so die Überprüfung des Vorliegens einer Über-
kompensation. Bei der Ermittlung des angemessenen Ge-
winns in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sind Kosten 
nur maximal in der Höhe berücksichtigungsfähig, die sich 
aus dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ergibt. Bei Be-
darf können restriktivere Regelungen für den Einzelfall ge-
troffen werden. Änderungen beim Angebot und Angebots-
unterbrechungen sind entsprechend Nr. 4.1 angemessen zu 
berücksichtigen. Die Berechnung einschließlich der Daten-
grundlagen müssen einer Überprüfung durch den Land-
kreis Weißenburg-Gunzenhausen oder dessen Beauftragten 
zugänglich gemacht werden (vgl. Nr. 5.8). Zum Nachweis 
einer nicht vorhandenen Überkompensation ist eine unter-
nehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des 
finanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht 
im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug 
auf das Deutschlandticket entsprechend Nr. 4.3.1 differen-
ziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und eigen-
wirtschaftlichen Verkehren zum 31. Januar 2026 vorzule-
gen. Als Ergebnis der Aufstellung ist unter Berücksichti-
gung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allge-
meinen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensation 
auszuweisen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen 
auf jeden bestehenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag 
oder jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem Steu-
erberater oder Wirtschaftsprüfer zu bestätigen; betreibt das 
Verkehrsunternehmen im Geltungsbereich dieser allgemei-
nen Vorschrift mehrere eigenwirtschaftliche Verkehre kön-

nen die Nachweise gesamthaft hierfür erbracht werden. 
Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkompensation fest-
gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen den über-
kompensierenden Betrag zur Vermeidung einer unzulässi-
gen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der 
Überkompensation zurückzuzahlen.  

5. Darlegungs- und Nachweispflichten 
5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nach-

weispflicht für sämtliche in dieser allgemeinen Vorschrift ge-
regelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewäh-
rung der Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche 
für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erforder-
lichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen.  

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 
20. eines Monats für den Vormonat alle selbst oder im Namen 
des Verkehrsunternehmen erfolgten Verkäufe des Deutsch-
landtickets einschließlich der Verkäufe des ermäßigten 
Deutschlandtickets, wobei hier der nicht ermäßigte Kauf-
preis anzusetzen ist, unmittelbar an die in Nr. 5.3 der Richt-
linien Bayern 2024 benannte Clearingstelle zu melden. Die 
Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die selbst oder im 
Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe der 
übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag nach Ende eines Mo-
nats unmittelbar an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 
benannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunterneh-
men werden verpflichtet, die vorläufigen Soll-Einnahmen in-
klusive tariflicher Fortschreibung gemäß Richtlinien Bayern 
2024 an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte 
Clearingstellte einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 
2024 bis zum 20. Februar 2024 zu melden. Die Meldung muss 
den technischen Voraussetzungen entsprechen, die von der in 
Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannten Clearingstelle 
vorgegeben werden (https://infoportal.mobil.nrw/koordinie-
rungsrat.html). Der Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen 
erhält eine Abschrift der Meldung. Zusätzlich sind die Ver-
kehrsunternehmen verpflichtet, die Meldungen an die be-
nannte Clearingstelle parallel auch in das DTBY-Portal ein-
zustellen. Die Meldung kann auch über einen von ihnen be-
auftragten Dritten (Dienstleister) bzw. die zuständige Tarif-
organisation (Verbund, etc.) analog der Meldung an die 
benannte Clearingstelle erfolgen. Meldungen betreffend das 
Jahr 2024, die vor dem 1. Mai 2024 an die oben genannte 
Clearingstelle gesandt wurden, sind bis zum 15. Juli 2024 in 
das DTBY-Portal nachzutragen. 

5.3 Für die Antragstellung des Landkreises Weißenburg-Gun-
zenhausen beim Freistaat Bayern am 30. September 2024 
sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 14. August 2024 
vorzulegen: 
- Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der voraus-

sichtlichen Ausgleichsleistungen entsprechend den im 
DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Be-
rechnungsmethode;  

- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderun-
gen entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfügung ge-
stellten Unterlagen und Berechnungsmethode sowie wei-
tere begründete Unterlagen; sofern entsprechende Daten 
von der Verbundorganisation nicht rechtzeitig zur Verfü-
gung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen ent-
sprechende Prognosen und begründende Daten selbst vor-
zulegen; 

- Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets 
entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfügung gestellten 
Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt 
auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Be-
rechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleis -
tende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt nach 
den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (so-
lidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sol-
len diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt 
werden; 

- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das Er-
mäßigungsticket entsprechend den im DTBY-Portal zur 
Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. 
Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie 
den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilli-
gendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend 
getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets 
und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo 
möglich, sollen diese Prognosen von den Verbundorganisa-
tionen erstellt werden. 

5.4 Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren 
Stand bis zum 31. März 2025 (für den Nachweis des AT ge-
genüber dem Freistaat Bayern bis zum 30. Juni 2025 nach § 
9 Abs. 6 i. V. m. Anlage 8 RegG) die nachfolgend aufgeführten 
Daten und Nachweise:



- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; 
die Tickets sind monatsscharf getrennt auszuweisen nach 
Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubil-
dende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den 
Studierenden sind getrennt nach den vorhandenen einzel-
nen Hochschulen mit (solidarischen) Semestertickets und 
ohne (solidarisches) Semesterticket darzustellen; 

Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegenden Daten 
und Berechnungen offenzulegen.  

5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Januar 2026 (für den 
Nachweis des AT gegenüber dem Freistaat Bayern bis zum 
31. März 2026) die nachfolgend aufgeführten Daten und 
Nachweise. Auf Anforderung sind die zugrundeliegenden 
Daten und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf 
die Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise das end-
gültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung maß-
geblich ist, dies jedoch zum 31. Januar 2026 noch nicht vor-
liegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der 
Einnahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen Monat) 
zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur findet ungeachtet 
der Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht statt. 

5.5.1 Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezember 
2019 sind die nachfolgenden Daten und Nachweise vorzu-
legen: 
- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Ta-

rifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite 
Tarife, Haustarife), in dem das Verkehrsunternehmen 
tätig ist; 

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen 
zugeordneten Fahrausweise und Erlöse differenziert nach 
der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe 
des Tarifs. Zusätzlich anzugeben ist der Umfang der Be-
triebsleistungen im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis 
Dezember 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern; 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die auf-
geteilten Einnahmen im Kalenderjahr 2019 und die Ein-
nahmenaufteilung sowohl für die hochgerechneten als 
auch für die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; hinzuzu-
fügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus 
Vertriebsprovisionen. 

5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeit-
raum Januar 2024 bis Dezember 2024 hochgerechneten tat-
sächlichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen: 
- für die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehenden Kar-

tenarten und Preisstufen die jeweilige Höhe des Tarifs;  
- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Refe-

renzpreise zuordnen lassen oder es sich um stückzahlun-
abhängige Pauschalangebote handelt: die mittels der aus 
der Berechnung nach Nr. 4.3.1.1 Satz 1 der Richtlinien 
Bayern 2024 abgeleiteten durchschnittlichen prozentua-
len Tarifanpassung hochgerechneten Höhe des jeweiligen 
rechnerischen Tarifs; 

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 
2023 und im Januar 2025; 

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, 
Wagen-, bzw. Zug-Kilometern im Kalenderjahr 2024 und 
das Verhältnis zum Referenzzeitraum des Kalenderjahres 
2019.  

5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleis -
tungen sind bezogen auf das Kalenderjahr 2024 vorzule-
gen: 
- die ermittelten anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldein-

nahmen der Monate Januar 2024 bis Dezember 2024; 
- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; 

die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Studierenden 
sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und 
Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den Studie-
renden sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Se-
mestertickets und ohne Semesterticket darzustellen; 

- Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der 
Einnahmenaufteilung; auf Anforderung sind diese auch 
für die Vorjahre vorzulegen; 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Vereinbarun-
gen zur Durchführung der Einnahmenaufteilung für die 
Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder an-
erkennt; auf Anforderung sind diese auch für die Vorjahre 
vorzulegen; 

- Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse 
sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemeinschaftstarifen 
einschließlich der Zuordnung zum jeweils für den öffent-
lichen Dienstleistungsauftrag oder den eigenwirtschaft-
lichen Verkehr maßgeblichen Zuständigkeitsgebiet für die 
Monate Januar 2024 bis Dezember 2024; sollte der Nach-
weis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst eine vor-

läufige Bescheinigung des jeweiligen Verbundes über die 
Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist 
in diesem Fall schnellstmöglich nachzureichen; 

- soweit Nr. 4.3.1.1 Satz 6 der Richtlinien Bayern 2024 (Ta-
rifdeckel) Anwendung findet, ist eine transparente Über-
leitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen vorzule-
gen; 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; 
die Tickets sind monatsscharf getrennt auszuweisen nach 
Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubil-
dende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu 
den Studierenden sind getrennt nach den einzelnen Hoch-
schulen mit (solidarischen) Semestertickets und ohne Se-
mesterticket darzustellen; 

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerken-
nung des Deutschlandtickets entstandenen (Mehr-)Kos -
ten, soweit diese nach Maßgabe der Richtlinien Bayern 
2024 ausgeglichen werden; 

- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsicht-
lich der Ausgleichszahlungen auf Grundlage der §§ 228 
ff. SGB IX; 

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistun-
gen aus allgemeinen Vorschriften; 

- Nachweise über positive und negative Effekte für das Ver-
kehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebsprovisionen, die 
sich aus der Anerkennung des Deutschlandtickets für die 
Monate Januar 2024 bis Dezember 2024 ergeben; 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die be-
tragsmäßigen Erlösminderungen aus Vertriebsprovisio-
nen oder Einsparungen von Vertriebsprovisionen. 

5.5.4 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichslei-
stungen sind bezogen auf die gesamte Laufzeit des öffent-
lichen Dienstleistungsauftrags oder die gesamte Laufzeit 
der einem eigenwirtschaftlichen Verkehr zugrundeliegen-
den Liniengenehmigungen vorzulegen:  
- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunter-

nehmen verkauften Tarife und Tickets (kassentechnische 
Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalendermonaten 
und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der 
Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Ta-
rife, die das Verkehrsunternehmen anwendet; 

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunter-
nehmen erzielten Fahrgelderlöse differenziert nach Ka-
lendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen 
einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen 
jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen an-
wendet oder anerkennt; maßgeblich sind bei Gemein-
schaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, 
die endgültigen Ansprüche des Verkehrsunternehmens 
nach Maßgabe der Einnahmenaufteilungen; 

- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro 
je Personenkilometer und Tarifsorte) und Verkehrslei-
stung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und 
Personenkilometern), soweit diese Daten im Rahmen der 
jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt wer-
den; 

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche 
Auswirkungen (Mindereinnahmen) einschließlich der 
hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese sind von 
den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des 
Deutschlandtickets und den hierfür gewährten Aus-
gleichsleistungen nachvollziehbar abzugrenzen, sodass 
ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist; 

- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation 
gemäß Nr. 4.3.4 einschließlich Bestätigung der Einhaltung 
der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten 
Anforderungen sowie der korrekten Ermittlung und sach-
lichen Richtigkeit der Daten; 

- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und 
vorgelegten Daten. 

5.6 Der Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen kann vom Ver-
kehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und Nach-
weise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweis-
pflichten nach den Richtlinien Bayern 2024 oder insbeson-
dere aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen 
der EU-Kommission oder des Obersten Rechnungshofes er-
forderlich ist. Werden die unter Nrn. 5.2 bis 5.5 genannten 
sowie darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unterla-
gen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die 
Ausgleichsleistung für das das jeweils abzurechnende Jahr 
ganz oder teilweise versagt werden. Bereits geleistete Ab-
schlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen. 

5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemein-
wirtschaftlichen Verkehren unter Beachtung der vorstehen-



den Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der dortigen Regelun-
gen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in der Um-
setzungsvereinbarung ergänzende Regelungen zur Darle-
gungs- und Nachweisführung getroffen werden. Im Einzelfall 
können bei Bedarf Abweichungen oder Konkretisierungen zu 
den im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten 
Nachweispflichten geregelt werden. 

5.8 Der Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen kann die von dem 
Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-
schrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, 
Testate oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm be-
stimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prü-
fen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf 
entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfür notwendi-
gen Unterlagen zu gewähren.  

5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Be-
triebs-, Geschäfts- sowie ggf. personenbezogenen Daten wer-
den die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. So-
fern die jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket 
diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, werden diese 
ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entsprechende 
Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen und dem 
Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen getroffen. Gleiches 
gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der zugrundeliegenden 
Unterlagen und Daten sowie für die hierfür geltenden Fri-
sten. 

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 
6.1 Soweit im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstlei-

stungsauftrags oder der Umsetzvereinbarung nichts Abwei-
chendes geregelt wird, gewährt die zuständige Behörde dem 
Verkehrsunternehmen auf Antrag Abschlagszahlungen 
gemäß Nr. 6.2 und Nr. 6.3. 

6.2 Die Verkehrsunternehmen erhalten für die Monate Januar 
2024 bis April 2024 auf Antrag eine erste Abschlagszahlung 
in Höhe von 50 Prozent der für das Jahr 2023 vorläufig ge-
währten Ausgleichsleistungen. Der Antrag auf die erste Ab-
schlagszahlung ist bis zum 19. Februar 2024 über das DTBY-
Portal zu stellen. Für die Monate Mai bis August 2024 erhal-
ten die Verkehrsunternehmen auf Antrag eine zweite Ab-
schlagszahlung entsprechend dem für den Zeitraum Mai bis 
August 2024 gemäß den Vorgaben des DTBY-Portals progno-
stizierten Ausgleichsbedarf für das Jahr 2024. Der Antrag auf 
zweite Abschlagszahlung ist bis zum 30. April 2024 über das 
DTBY-Portal an den Aufgabenträger zu stellen. Eine dritte 
Abschlagszahlung für die Monate September bis Dezember 
2024 wird auf Antrag entsprechend dem voraussichtlichen 
Bedarf gewährt. Der Antrag ist bis zum 15. Juli 2024 über 
das DTBY-Portal an den Aufgabenträger zu stellen. Die Vor-
gaben zur konkreten Ermittlung des voraussichtlichen Be-
darfs und die konkrete Abwicklung der dritten Abschlags-
zahlung richtet sich nach den entsprechenden, durch das 
Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr festzule-
genden Vorgaben im DTBY-Portal. Der Betreiber des DTBY-
Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Ver-
arbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies 
zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.  

6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Nr. 6.2 ge-
währt der Aufgabenträger Landkreis Weißenburg-Gunzen-
hausen Abschlagszahlungen auf die Ausgleichsleistungen für 
die Mindereinnahmen aus dem Ermäßigungsticket wie folgt: 
Jeweils zum 15. des auf die Gültigkeit des jeweils ausgege-
benen Tickets folgenden Monats können Abschlagszahlungen 
über das DTBY-Portal beantragt werden. Hierzu ist dort die 
Anzahl der jeweils ausgegebenen, gültigen Ermäßigungstik-
kets zu melden. Die Höhe der Abschlagszahlung beträgt je 
gemeldeten verkauften Ermäßigungsticket 20 Euro. Das Ver-
kehrsunternehmen kann sich zu der Antragsstellung auch 
eines Dienstleisters bedienen. Der Betreiber des DTBY-Por-
tals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verar-
beitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur 
Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.  

6.4 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift erfolgt unter Berück-
sichtigung der Abschlagszahlungen nach den Nrn. 6.2 und 
6.3. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen be-
inhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen und zum Um-
gang mit Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrechnung) 
einschließlich etwaiger Verzinsungen.  

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 

7.1 Der Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen ist über die auf 
Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten Aus-
gleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher 
Dienstleistungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistun-

gen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil 
der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamt-
haft zusammen mit den Ausgleichsleistungen dieses öffent-
lichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts nach 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dar-
gestellt.  

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach 
Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit 
dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von 
den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsun-
ternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen 
Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit nicht auf Ver-
traulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemach-
ten Angaben berufen. 

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 
8.1 Diese allgemeine Vorschrift tritt am Tag nach der Veröffent-

lichung im Amtsblatt des Landkreises Weißenburg-Gunzen-
hausen in Kraft (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 Bayerisches Verwal-
tungsverfahrensgesetz). Mit Inkrafttreten der hiesigen allge-
meinen Vorschrift wird die bisherige allgemeine Vorschrift 
im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 des Landkreises Weißenburg-Gunzenhausen über 
die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich Ermä-
ßigungstickets als Höchsttarif bis zum 30. April 2024 im all-
gemeinen ÖPNV vom 06.12.2023 (Amtsblatt des Landkreises 
Weißenburg-Gunzenhausen Nr. 50 vom 16.12.2023) abgelöst 
und tritt außer Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens über 
die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das Kalender-
jahr 2024 erfolgt somit gesamthaft und vollständig über die 
hiesige allgemeine Vorschrift.  

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2024 außer 
Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens über die Gewährung 
von Ausgleichsleistungen für das Kalenderjahr 2024 wird 
auch nach dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 nach den Re-
gelungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt (ins-
besondere Erfüllung sämtlicher Nachweispflichten durch die 
Verkehrsunternehmen und Durchführung der Schlussab-
rechnung). Die allgemeine Vorschrift kann durch Änderungs-
Allgemeinverfügung verlängert, geändert oder aufgehoben 
werden. Die allgemeine Vorschrift und die damit verbundene 
Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets kann ins-
besondere dann außer Kraft gesetzt werden, wenn keine aus-
reichende Finanzierung des Deutschlandtickets mehr sicher-
gestellt ist, um die auf Basis der Allgemeinverfügung beste-
henden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu befriedigen.  

Anlagen 
Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten 

Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende und 
Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) für 
das Jahr 2024 

Anlage 2 Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistun-
gen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öf-
fentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit 
dem Deutschlandticket im Jahr 2024 im Freistaat Bay-
ern (Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 
2024) vom 22. Januar 2024 

Gründe: 
Der Freistaat Bayern hat sich gemeinsam mit den anderen Län-
dern und dem Bund zur Verlängerung des zum 1. Mai 2023 ein-
geführten Deutschlandtickets und der hierfür anteiligen Finan-
zierung geeinigt. Er erlässt auf Grundlage der zwischen dem 
Bund und den Ländern abgestimmten Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2024 die Richtlinie Deutschlandticket Bayern 
2024, um die Finanzierung gegenüber den Aufgabenträgern des 
SPNV und des allgemeinen ÖPNV im Freistaat Bayern zu ge-
währleisten.  
Für eine rechtskonforme Ausreichung der Finanzmittel durch 
die Aufgabenträger des SPNV und des allgemeinen ÖPNV im 
Freistaat Bayern an die Verkehrsunternehmen bedarf es entspre-
chender Regelungen im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsauf-
träge und/oder allgemeiner Vorschriften im Sinne der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007. Vor diesem Hintergrund erlässt der 
Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen in seiner Funktion als 
Aufgabenträger für den allgemeinen öffentlichen Personennah-
verkehr gemäß Art. 8 Abs. 1 Satz 1 BayÖPNVG und als gemäß 
Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG zuständige Behörde im Sinne der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 in ihrem sachlichen und geografi-
schen Zuständigkeitsgebiet auf Grundlage von Art. 3 Abs. 2 in 
Verbindung mit Art. 2 Buchst. l) der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 eine allgemeine Vorschrift in der Form einer Allge-
meinverfügung über die Festsetzung des Deutschlandtickets als 
Höchsttarif. Die Allgemeinverfügung regelt mit dem Ziel einer 
im Gebiet des Landkreises Weißenburg-Gunzenhausen flächen-
deckenden und einheitlichen Anwendung des Deutschlandti -



ckets spezifisch die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung zur An-
erkennung des Deutschlandtickets als Höchsttarif und enthält 
korrespondierend hierzu die Regelungen zur Ermittlung der 
Ausgleichsleistungen für die Tarifanerkennungspflicht.  
Die Allgemeinverfügung setzt die Vorgaben des Rechts der Eu-
ropäischen Union nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 durch transparente und diskriminierungsfreie Aus-
reichung der Mittel an die Verkehrsunternehmen um. Die Aus-
gleichsleistungen sind auf den finanziellen Nettoeffekt aus der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung zur Anerkennung des 
Deutschlandtickets beschränkt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem örtlich zuständigen Bayeri-
schen Verwaltungsgericht erhoben werden. 
Örtlich zuständig ist das Bayerische Verwaltungsgericht, in des-
sen Bezirk der Kläger seinen Sitz oder Wohnsitz hat: 
- Regierungsbezirk Oberbayern: Verwaltungsgericht München in 

80335 München, Bayerstraße 30, 
- Regierungsbezirke Niederbayern und Oberpfalz: Verwaltungs-

gericht Regensburg in 93047 Regensburg, Haidplatz 1, 
- Regierungsbezirk Oberfranken: Verwaltungsgericht Bayreuth 

in 95444 Bayreuth, Friedrichstraße 16, 
- Regierungsbezirk Unterfranken: Verwaltungsgericht Würzburg 

in 97082 Würzburg, Burkarderstraße 26, 
- Regierungsbezirk Mittelfranken: Verwaltungsgericht Ansbach 

in 91522 Ansbach, Promenade 24-28, 
- Regierungsbezirk Schwaben: Verwaltungsgericht Augsburg in 

86152 Augsburg, Kornhausgasse 4. 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das 
Verwaltungsgericht München in 80335 München, Bayerstraße 30, 
örtlich zuständig. 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift 
oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelasse-
nen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! 
Ab 1. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO (Verwaltungsge-
richtsordnung) genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig. 
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über 
öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) 
Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verord-
nung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des 
Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. 
L 354/22). 

Weißenburg i. Bay., den 19.04.2024 
Günter Obermeyer, Stellvertreter des Landrats 

Anlage 1: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßig-
ten Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende 
und Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) 
für das Jahr 2024 

1. Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets 
Für das Ermäßigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbe-
stimmungen des Deutschlandtickets in der jeweils geltenden 
Fassung ((https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html). 
Dies umfasst insbesondere die monatliche Kündbarkeit und den 
digitalen Vertrieb. 
2. Definition Ermäßigungsticket 
Das Ermäßigungsticket als Tarifangebot für Auszubildende, 
Studierende und Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern 
ist eine beim Erwerb rabattierte Version des Deutschlandtickets. 
Das Ermäßigungsticket ist um 20 Euro gegenüber dem regulären 
Deutschlandticket rabattiert. Der Ermäßigungsbetrag wird vom 
Freistaat Bayern finanziert. 
3. Berechtigtenkreis 
3.1 Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermäßigungstickets 

berechtigt: 
a) Auszubildende (zur Definition siehe 3.2), 
b) Studierende (zur Definition siehe 3.3), 
c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition siehe 3.4). 

3.2 Als Auszubildende werden definiert: 

• Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 
Abs. 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und vergleichbare Fälle. 
Dies umfasst Menschen mit Behinderung und Menschen, die 
von einer Behinderung bedroht sind, die eine Ausbildung im 
Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den Auszu-
bildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind vergleichbar 
die Teilnehmenden an Vorschaltmaßnahmen der arbeitswelt-
bezogenen Jugendsozialarbeit in Jugendwerkstätten in Vorbe-
reitung auf eine Ausbildung. 

• Schülerinnen und Schüler an einer Berufsschule/-fachschule 
gemäß Art. 11, 13 Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem vergleichbar sind 
Schülerinnen und Schüler am Lehrgang geprüfte agrartechni-
sche Assistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsord-
nung für staatlich geprüfte agrartechnische Assistentinnen 
und Assistenten. 

• Schülerinnen und Schüler des Staatsinstituts für die Ausbil-
dung von Fachlehrern und des Staatsinstituts für die Ausbil-
dung von Förderlehrern gemäß Art. 120 BayEUG (in Verbin-
dung mit Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften beziehungs-
weise Studienordnung für das Staatsinstitut für die Ausbil-
dung von Förderlehrern). 

• Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG. 
• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifika-

tionsebene I und II in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 
Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz (LlbG). 

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen können künftig als 
bezugsberechtigte Auszubildende anerkannt werden, soweit 
diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar 
sind. 
Für die örtliche Berechtigung muss der gemeldete Hauptwohn-
sitz oder der Schulort in Bayern liegen. 
3.3 Als Studierende werden definiert: 
Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayeri-
sches Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG) 
• Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 

Abs. 1 Sätze 1 bis 3 BayHIG 
• Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG 
• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifika-

tionsebene III in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 LlbG und vergleichbare Studierende, welche die Quali-
fikation für eine Fachlaufbahn außerhalb eines Beamtenver-
hältnisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des 
Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Gesetz über die Hochschule für den öf-
fentlichen Dienst). 

Studierende neuer Einrichtungen können künftig als bezugsbe-
rechtigte Studierende anerkannt werden, soweit diese mit den 
oben genannten Personengruppen vergleichbar sind. 
Maßgeblich für den Erwerb ist der Studienort in Bayern. 
Verkehrsunternehmen können auch Studierenden mit Haupt-
wohnsitz in Bayern an den am gemeinsamen Semesterticket be-
teiligten Hochschulen den Erwerb des Ermäßigungstickets er-
möglichen, wenn alle der im Folgenden aufgeführten Vorausset-
zungen erfüllt sind: 
• Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber 

innerhalb Deutschlands in einem bundesländerübergreifenden 
lokalen Verkehrsverbund mit einem gemeinsamen Semester-
ticket für die bayerischen und außerbayerischen Hochschulen. 

• Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen. 
• Im Bundesland des Studienortes gibt es für den Studierenden 

kein Angebot für ein ermäßigtes Deutschlandticket für Stu-
dierende. 

3.4 Als Freiwilligendienstleistende gelten: 
• Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz über den 

Bundesfreiwilligendienst und 
• Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Förderung von 

Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges soziales Jahr/Freiwil-
liges ökologisches Jahr, et cetera) 

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern. 
4. Zeitliche Berechtigung zum Neubezug 
Ein Neubezug des Ermäßigungstickets (durch Neuabschluss bzw. 
Wiederaufleben eines Abo-Vertrags) ist, solange keine taggenaue 
Gültigkeit des Deutschlandtickets gegeben ist, für all jene ge-
samten Monatszeiträume möglich, in denen mindestens zehn Ka-
lendertage im nachgewiesenen Berechtigungszeitraum (Semes -
ter, Ausbildungsjahr, Dienstzeitraum etc.) liegen. 
5. Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung für Studie-

rende 
Der Gesamtpreis für das Ermäßigungsticket inklusive des geleis -
teten Beitrages für ein vor Ort bestehendes solidarisches Semes -



terticket (sofern vorhanden) liegt 20 Euro unter dem jeweils ak-
tuellen Preis des regulären Deutschlandtickets. Beim Erwerb 
durch Studierende, deren Studierendenwerk für sie ein ver-
pflichtendes solidarisches Semesterticket vereinbart hat, ist von 
den Vertriebsstellen des Ermäßigungstickets (z. B. Verkehrsun-
ternehmen bzw. sonstige für den Vertrieb verantwortlichen Stel-
len wie z. B. Verbundorganisationen oder Vertriebsdienstleister) 
der durch den Studierenden geleistete Solidarbeitrag für ein Se-
mesterticket mit einem Sechstel beim Bezugspreis des Ermäßi-
gungstickets monatlich anzurechnen. 
6. Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungs- 

tickets 
6.1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligen-

dienstleistende 
Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist 
beim erstmaligen Erwerb und danach spätestens nach Ablauf 
von jeweils 12 Monaten durch ein geeignetes Verfahren durch die 
Vertriebsstelle des Ermäßigungstickets zu prüfen. Die Berechti-
gungsprüfung soll auch unterjährig durchgeführt werden kön-
nen; das Prüfungsergebnis gilt jeweils für 12 Monate, maximal 
jedoch bis zum Ablauf der Ausbildungs-/Dienstzeit. Die Ver-
triebsstelle kann auch kürzere Fristen vorsehen. Hierbei ist pri-
mär ein vom Freistaat Bayern bereitgestelltes, einheitliches For-
mular als Berechtigungsnachweis zu nutzen. Das genaue Verfah-
ren sowie mögliche Alternativen werden im Anhang „Regelun-
gen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Er- 
mäßigungstickets“ definiert. 
6.2 Berechtigungsprüfung für Studierende 
Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist 
beim erstmaligen Erwerb und danach mindestens zu Beginn 
jedes Semesters zu prüfen. Hierbei sollte ein elektronischer Da-
tenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (sogenanntes „Shib-
boleth-Verfahren“) genutzt werden. Das genaue Verfahren sowie 
mögliche Alternativen werden im Anhang „Regelungen zur Be-
rechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets“ de-
finiert. Für Trimester gilt sinngemäß dasselbe wie für Semes ter. 
6.3 Behandlung von Ermäßigungstickets im Ausgleichsverfah-

ren 
Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprüfung 
gemäß Ziffer 6.1 bei Auszubildenden und Freiwilligendienstleis -
tenden und Ziffer 6.2 bei Studierenden sowie die im Anhang 
„Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Er-
mäßigungstickets“ definierten Kriterien eingehalten hat, werden 
vom Freistaat Bayern auch ohne gültigen Berechtigungsnach-
weis ausgegebene Ermäßigungstickets im Rahmen des Aus-
gleichsanspruchs akzeptiert. 
Ergibt eine nachträglich durchgeführte Berechtigungsprüfung, 
dass im bereits vergangenen Bezugszeitraum keine Berechtigung 
für einen Erwerb des Ermäßigungstickets bestand, dann muss 
die Vertriebsstelle das Abonnement entweder als reguläres 
Deutschlandticket ohne Ermäßigung fortführen und den hierfür 
jeweils aktuell geltenden monatlichen Preis erheben, oder das 
Abonnement kündigen. 
Anhang: Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb 
des Ermäßigungstickets 
Anhang zur Anlage 1 – Regelungen zur Berechtigungsprüfung 
für den Erwerb des Ermäßigungstickets fur das Jahr 2024 
1. Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligen-

dienstleistende 
Die Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligen-
dienstleistende regelt Ziffer 6.1 der Anlage 1. Nachfolgend wer-
den Regelverfahren (1.1) und alternative Verfahren (1.2) konkre-
tisiert. 
1.1 Regelverfahren 
Auszubildende und Freiwilligendienstleistende müssen eine Be-
stätigung durch die Schule, Dienststelle (bei Beamtenanwärte-
rinnen und -anwärtern) oder den Träger des Freiwilligendienstes 
vorlegen, deren Ausstellungsdatum nicht länger als zwei Monate 
zurückliegen darf. Hierbei ist das einheitliche Formular, welches 
vom Freistaat Bayern zum Download auf einer Webseite 
(https://bahnland-bayern.de/de/ermaessigungsticket) und bei 
den Vertriebsstellen zur Verfügung gestellt wird, als Berechti-
gungsnachweis zu nutzen. 
Auf dem Formular ist festgehalten, dass 14 Tage Vorbestellfrist 
gelten. Alle in diesem Sinne rechtzeitig eingehenden Bestellun-
gen sollen daher fristgerecht bearbeitet werden. Ein schnelleres 
Abwickeln der Bestellung ist gleichwohl möglich. 
Für die Berechtigungsprüfung wird eine Liste der beruflichen 
Schulen, Dienststellen und Freiwilligendienst-Träger zur Verfü-
gung gestellt. Diese wird vor Beginn des jeweiligen Ausbildungs-
jahres und, soweit Schulen, Dienststellen oder Träger wegfallen 
oder neu hinzukommen, aktualisiert. 
Wenn Auszubildende in einem Ausbildungsverhältnis mit einem 
Ausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind, aber generell 

keine Berufsschule besuchen, kann in diesem Fall anstelle der 
Bildungseinrichtung die zuständige Industrie- und Handelskam-
mer bzw. Handwerkskammer die Berechtigung prüfen und das 
Formular bestätigen. 
Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungs-
nachweise ist anzuwenden. Dabei sind folgende Prüfmerkmale 
relevant: 
• von der Bildungseinrichtung (bzw. Dienststelle für Beamten-

anwärter/innen oder Träger für Freiwilligendienstleistende) 
unterschriebene und gestempelte Bestätigung, dass der Ticket-
nutzer zum Berechtigungskreis des Ermäßigungstickets zählt, 

• Lage der Bildungseinrichtung (bzw. Dienststelle/Dienstort für 
Beamtenanwärter/innen und Freiwilligendienstleistende) in 
Bayern oder Lage des Hauptwohnsitzes (so wie vom Ticket-
nutzer angegeben) in Bayern, Ausstellungsdatum des Bestäti-
gungsformulars nicht älter als zwei Monate, 

• voraussichtliches Ausbildungs-/Dienstende (wie von Schule/ 
Dienststelle/Träger angegeben): Falls es weniger als 12 Monate 
in der Zukunft liegt, ist dieses Enddatum als Auslaufdatum 
des Abonnements zu übernehmen. Dabei soll die Abolaufzeit 
auf ganze Monate aufgerundet werden. 

1.2 Alternative Verfahren 
Als Alternativen zur Berechtigungsprüfung gemäß dem Regel-
verfahren können die Vertriebsstellen weitere Verfahren einset-
zen. Diese sind mit dem Freistaat vorher abzustimmen: 
a) Nutzung bestehender Schnittstellen zu den Arbeitgebern,  

z. B. über Jobticket-Portale. Hierüber könnten Arbeitgeber 
die Berechtigung sowie Ausbildungsdauer bestätigen, ohne 
dass Schulen/Dienststellen tätig werden müssen. 

b) Nutzung bestehender Schnittstellen zu Auszubildenden-Da-
tenbanken der Ausbildungskammern, die über eine daten-
schutzkonforme Abfrage eine sofortige Aussage über das Vor-
liegen und das voraussichtliche Auslaufdatum eines Ausbil-
dungsverhältnisses zulassen, z. B. „AzubiCard“. 

c) Die Nutzung anderer geeigneter Nachweise ist hilfsweise bei 
erstmaliger Bestellung gestattet, wenn anders keine fristge-
rechte Umsetzung des Verkaufs an Auszubildende und Frei-
willigendienstleistende möglich wird. Bei jeder erneuten Be-
rechtigungsprüfung kann der Nachweis dann nur noch über 
die Verfahren nach Ziffer 1.1, 1.2 a) und 1.2 b) erfolgen. Darauf 
ist bereits bei der Erstbestellung durch den Vertriebspartner 
hinzuweisen. 

1.3 Verfahren bei Anspruch auf Schulwegkostenfreiheit 
Bei Auszubildenden, die als Berufsschüler/innen unter die 
Schulwegkostenfreiheit nach den Bestimmungen des Gesetzes 
über die Kostenfreiheit des Schulweges (SchKfrG) fallen, genügt 
die Ticketbestellung durch den zuständigen Träger der Schüler-
beförderung als Berechtigungsnachweis. Eine zusätzliche Über-
prüfung mit dem Nachweisformular nach Ziffer 1.1 ist nicht er-
forderlich. 
2. Berechtigungsprüfung für Studierende 
Die Berechtigungsprüfung für Studierende regelt Ziffer 6.2 der 
Anlage 1. Nachfolgend werden Regelverfahren (2.1) und alter-
native Verfahren (2.2) konkretisiert. 
Bei krummen Semesterdauern bzw. bei tagesgenauem Abostart 
(falls dieser künftig eingeführt wird) soll die Abolaufzeit am Se-
mesterende auf ganze Monate aufgerundet werden. 
2.1 Regelverfahren 
Bei der Berechtigungsprüfung ist ein geeignetes elektronisches 
Verfahren mit Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule 
beim Vertrieb des Tickets anzuwenden. Hierbei sollte nach Mög-
lichkeit das Shibboleth-Verfahren genutzt werden. 
2.2 Alternative Verfahren 
Neben dem Shibboleth-Verfahren können auch bestehende, al-
ternative Datenschnittstellen vor Ort genutzt werden, wenn 
diese ebenfalls aktuell gepflegt sind und dazu geeignet sind, bei 
Abfrage eine sofortige Aussage über das Vorliegen und das vor-
aussichtliche Auslaufdatum einer Immatrikulation zu erzeugen. 
Nur Studierende an bayerischen Hochschulen, die weder das 
Shibboleth-Verfahren noch andere Datenschnittstellen zu den 
Vertriebsstellen bereitstellen können, können das Ermäßigungs-
ticket durch Vorlage des Berechtigungsnachweises im Online-
Verkauf entsprechend des Verfahrens bei den Auszubildenden 
gemäß Ziffer 1.1 bzw. 1.2 erwerben. Hierzu muss die Hochschule 
das bayernweit einheitliche Berechtigungsformular manuell ab-
stempeln und unterschreiben und somit die Immatrikulation des 
Studierenden bestätigen. Für die Berechtigungsprüfung wird 
eine Liste der betroffenen Hochschulen zur Verfügung gestellt. 
Diese wird jeweils vor Semesterbeginn aktualisiert. 
Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungs-
nachweise ist anzuwenden.



Dabei sind folgende Prüfmerkmale kumulativ relevant: 
• von der Hochschule unterschriebene und gestempelte Bestäti-

gung, dass der Ticketnutzer im angefragten Semester/Trimes -
ter ordnungsgemäß eingeschrieben ist, 

• Lage der Hochschule (Studienort) in Bayern, oder Hauptwohn-
sitz in Bayern und Zugehörigkeit zu einer Hochschule mit bun-
desländerübergreifenden Semesterticket im Sinne der Ziffer 
3.3 der Anlage 1, 

• Ausstellungsdatum des Bestätigungsformulars nicht älter als 
zwei Monate. 

2.3 Übergangsregelung 
Für die Einführungsphase, in der Regel bis zum Ende des Win-
tersemesters 2023/24, ist die Anwendung weiterer geeigneter 
Verfahren der Berechtigungsprüfung über die alternativen Ver-
fahren gemäß Ziffer 2.2 hinaus möglich, wenn nicht rechtzeitig 
die Anbindung für das Shibboleth-Verfahren abgeschlossen wer-
den kann. 
Hierbei ist ein den alternativen Verfahren entsprechendes, ge-
eignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungsnach-
weise anzuwenden (vgl. Ziffer 2.2). 
3. Prüfung der Berechtigungsnachweise 
Bei Verkäufen des Ermäßigungstickets ist, falls die Personalka-
pazität dies erfordert, eine stichprobenartige Prüfung der Nach-
weise für die Berechtigung ausreichend. Die Stichprobe muss bis 
30. September 2024 mindestens 30 Prozent und bis 31. Dezember 
2024 mindestens 35 Prozent der pro Kalenderwoche hochgela-
denen beziehungsweise eingereichten Berechtigungen betragen. 
Um die Prüfquote feststellen zu können, sollte das Prüfergebnis 
(ja/nein/ungeprüft) in geeigneter Form dokumentiert werden. 
4. Datenschutz 
Die Berechtigungsnachweise sollen für fünf Jahre aufbewahrt 
und danach zeitnah gelöscht werden. 

Anlage 2 Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistun-
gen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öf-
fentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit 
dem Deutschlandticket im Jahr 2024 im Freistaat Bay-
ern (Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2024) 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Woh-
nen, Bau und Verkehr vom 22. Januar 2024, Az. 52-3507.1-1-4 
1Der Freistaat Bayern gewährt nach Maßgabe des Art. 53 der 
Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO), der allgemeinen haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen, der dazu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften sowie dieser Richtlinien Billigkeitsleistungen 
zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufgabenträger 
und Verkehrsunternehmen im öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) einschließlich des Schienenpersonennahverkehrs 
(SPNV) im Zusammenhang mit der Einführung des Deutsch-
landtickets. 2Dies umfasst auch das ermäßigte Deutschlandticket 
gemäß der Anlage zu diesen Richtlinien. 3Die Leistungen erfol-
gen ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel. 
1. Zweck der Billigkeitsleistungen 
Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich an die 
Empfänger im Freistaat Bayern, deren Ausgaben in den Monaten 
Januar bis Dezember 2024 aufgrund der Einführung des 
Deutschlandtickets und des ermäßigten Deutschlandtickets für 
Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende 
(Ermäßigungsticket) durch den Rückgang der Fahrgeldeinnah-
men oder Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften im 
Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres 2019 nicht durch 
Einnahmen aus Fahrgeldern und vor dem 1. Mai 2023 geregelten 
und nicht die Umsetzung des Deutschlandtickets betreffenden 
Ausgleichszahlungen nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
oder aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gedeckt werden können. 
2. Leistungsempfänger 
Empfänger sind Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisa-
tionen des ÖPNV im Sinne des Gesetzes über den öffentlichen 
Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG). 
3. Leistungsvoraussetzungen 
1Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht erlösverant-
wortlich sind, reichen sie die Billigkeitsleistungen an die das 
wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in ent-
sprechender Anwendung der Nr. 4.3 und nach den Vorgaben der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 mittels allgemeiner Vorschriften 
oder öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder über andere bei-
hilferechtlich zulässige Instrumente diskriminierungsfrei aus. 
2Die Erlösverantwortlichen sind zu verpflichten, an der bundes-
weit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschlandti -
cket teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustel-
len, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu 
machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschießende 
Einnahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben. 

4. Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistungen 
4.1 Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung 

gemäß Art. 53 BayHO. 
4.2 Es erfolgt ein Ausgleich in Höhe von 100 Prozent der aus-

gleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben. 
4.3 Die ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben sind wie 

folgt zu ermitteln: 
4.3.1 1Für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, 

landesweite Tarife, Haustarif, Beförderungsbedingungen 
DB (BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwi-
schen den um die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 
2024 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen 
der Monate Januar bis Dezember 2019 und den tatsächli-
chen Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Monate des Jahres 
2024 nach Maßgabe der Nrn. 4.3.1.1 und 4.3.1.2 ausgleichs-
fähig. 2Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnah-
men (ohne Umsatzsteuer). 3Die Verbundorganisationen 
haben den Empfängern die für die Antragstellung erforder-
lichen Daten zu liefern. 4Einnahmen aus dem erhöhten Be-
förderungsentgelt werden nicht berücksichtigt. 

4.3.1.1 1Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den 
Zeitraum Januar bis Dezember 2024 hochgerechneten 
Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im je-
weiligen Monat verkauften beziehungsweise dem Ver-
bund gemeldeten Fahrausweise der jeweiligen Kartenart 
und Preisstufe der Monate Januar bis Dezember 2019 mit 
den für diese Kartenart und für die im Gültigkeitszeit-
raum entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum 
des Jahres 2024 genehmigten Preisen zu multiplizieren. 
2Preisanpassungen, die ab dem 1. Januar 2024 wirksam 
wurden, sind im Wesentlichen gleichmäßig für alle Kar-
tenarten und alle Preisstufen vorzunehmen. 3Lassen sich 
in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zu-
ordnen oder handelt es sich um stückzahlunabhängige 
Pauschalangebote, ist die aus der Berechnung nach Satz 
1 abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpas-
sung für die Hochrechnung maßgebend. 4Wenn aufgrund 
einer grundlegenden Änderung der Tarifstruktur, die 
nach dem 15. Januar 2023 wirksam wurde, ein Vergleich 
zu den Tarifarten und Preisstufen des Jahres 2019 nicht 
möglich ist, werden die hochgerechneten Fahrgeldein-
nahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 
ermittelt und über die durchschnittliche prozentuale Ta-
rifanpassung auf 2024 fortgeschrieben. 5Wurden die 
Preise für Tickets mit nichtdeutschlandweiter Gültigkeit 
nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, sind für diese Ti -
ckets die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis 
des Preisstandes zum 1. Januar 2023 zuermitteln und 
über die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung 
auf 2024 fortzuschreiben. 6Übersteigt in 2024 die durch-
schnittliche prozentuale Tarifanpassung gegenüber dem 
mit Stand vom 1. Oktober 2023 beantragten Tarif mit 
Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8 Prozent, 
darf für die Ermittlung der hochgerechneten Fahrgeld-
einnahmen der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen 
Preisstufe nur eine Steigerungsrate von 8 Prozent zu 
Grunde gelegt werden. 7Als pauschaler Ausgleich der 
durch die Einführung des Deutschlandtickets entfallen-
den prognostizierten Einnahmesteigerungen aus positi-
ven Verkehrsmengeneffekten in den Jahren 2023 und 
2024 werden die nach den Sätzen 1 bis 6 ermittelten 
Fahrgeldeinnahmen für beide Jahre um insgesamt 2,6 
Prozent erhöht. 8Die nach den Sätzen 1 bis 7 ermittelten 
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhältnis 
der Veränderung der tatsächlich erbrachten Betriebsleis -
tungen in Fahrzeug-, Wagen- beziehungsweise Zug-Ki-
lometern im Kalenderjahr 2024 gegenüber dem Kalender-
jahr 2019 im Gebiet des Empfängers nach Nr. 2 fortzu-
schreiben. 9Als Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 
Prozent der prozentualen Steigerung beziehungsweise 
prozentualen Verminderung der Betriebsleistungen im 
Gebiet des Empfängers nach Nr. 2 anzusetzen. 10Unter-
schreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abon-
nenten nach Einnahmenaufteilung im jeweiligen Bundes-
land zum 31. Januar 2024 die Gesamtzahl der Abonnen-
tinnen und Abonnenten zum 30. April 2023 um mehr als 
10 Prozent, sind die nach den Sätzen 1 bis 9 ermittelten 
Fahrgeldeinnahmen um den über die Bagatellgrenze von 
5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz für alle Empfän-
ger im Land abzusenken. 11Bei Verbundtarifen, Über-
gangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif 
sind die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen gemäß der 
Einnahmenaufteilung unter Zugrundelegung des Auftei-
lungsschlüssels für das Jahr 2024 der jeweiligen Verbund-
organisation zu verteilen, der ohne die Einführung des 
Deutschlandtickets gegolten hätte. 

4.3.1.2 1Zur Berechnung der beim Deutschlandticket anzusetzen-
den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 



bis Dezember 2024 sind die tatsächlichen Fahrgeldein-
nahmen einschließlich der Fahrgeldeinnahmen aus dem 
Deutschlandticket zu ermitteln. 2Für Jobtickets und das 
bundesweite solidarische Semesterticket zum Deutsch-
landticket sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen an-
setzbar, soweit dabei die abgestimmten bundeseinheitli-
chen Rabattierungen angewendet wurden. 3Für das Er-
mäßigungsticket zum Deutschlandticket sind bei der Er-
mittlung der Fahrgeldeinnahmen die regulären Einnah- 
men aus dem Deutschlandticket ohne ergänzende Ermä-
ßigung anzusetzen. 4Die Vornahme weiterer Absetzungen 
von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket 
insbesondere für die Deckung von Vertriebsaufwendun-
gen ist nicht zulässig. 5Wurden die Preise für Tickets mit 
nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 
2023 abgesenkt, sind bei der Ermittlung der tatsächlichen 
Fahrgeldeinnahmen für die Berechnung des Ausgleichs 
für alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit 
mit Ausnahme von im Solidarmodell verkauften Studie-
rendentickets alle verkauften Tickets mit den am 1. Ja-
nuar 2023 geltenden und über die durchschnittliche pro-
zentuale Tarifanpassung auf 2024 fortgeschriebenen ge-
gebenenfalls den Preis des Deutschlandtickets auch über-
steigenden Preisen anzusetzen. 6Übersteigt in 2024 die 
durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung der jewei-
ligen Kartenart in der jeweiligen Preisstufe gegenüber 
dem mit Stand vom 1. Oktober 2023 beantragten Tarif mit 
Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8 Prozent, 
können für die Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeldein-
nahmen der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen Preis-
stufe die Preise zu Grundegelegt werden, die bei einer Ta-
rifanpassung von 8 Prozent zu zahlen gewesen wären. 7Bei 
Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, 
DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket sind die 
so ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen gemäß 
der Einnahmenaufteilung unter Zugrundelegung des Auf-
teilungsschlüssels für das Jahr 2024 der jeweiligen Ver-
bundorganisation sowie gemäß der Einnahmeaufteilung 
für das Deutschlandticket zu verteilen. 

4.3.2 1Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen 
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezem-
ber 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 6. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 146) geändert 
worden ist, sind die um die Tarifanpassungen gemäß Nr. 
4.3.1.1 hochgerechneten erstattungsfähigen Fahrgeldein-
nahmen des Zeitraumes Januar bis Dezember 2019 bezie-
hungsweise die nach Maßgabe der Nr. 4.3.1.2 errechneten 
erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen für den Zeitraum 
Januar bis Dezember 2024 zu ermitteln und für diese die 
Erstattungsleistung aufgrund des für das Jahr 2024 festge-
legten oder nachgewiesenen Vomhundertsatzes zu berech-
nen. 2Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen 
(ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Übergangstari-
fen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem 
Deutschlandticket gemäß der nach Nr. 4.3.1.1 fur die hoch-
gerechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen bezie-
hungsweise gemäß Nr. 4.3.1.2 für die tatsächlichen erstat-
tungsfähigen Fahrgeldeinnahmen maßgebenden Einnah-
menaufteilung. 3Ausgleichsfähig ist die Differenz der so er-
rechneten Beträge für die jeweiligen Verkehrsleistungen. 

4.3.3 1In der Nr. 4.3.1 entsprechenden Weise ist die ebenfalls aus-
gleichsfähige Minderung anderer Ausgleichszahlungen aus 
allgemeinen Vorschriften zu berechnen. 2Einsparungen der 
Empfänger nach Nr. 2 bei Leistungen aus allgemeinen Vor-
schriften sind gegenzurechnen. 

4.3.4 1Zur anteiligen Deckung der Umsetzungskosten des 
Deutschlandtickets durch entstandene Vertriebsmehrkos -
ten in der Umsetzungsphase 2024 wird den Empfängern 
beziehungsweise über diese den Verkehrsunternehmen, die 
– selbst oder mittelbar über ihre Vertriebsdienstleister – das 
Deutschlandticket vertreiben folgende Pauschale gewährt: 
2Für jedes als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket wird 
pro Monat seiner Gültigkeit jeweils ein Betrag von 1,50 
Euro gewährt. 3Für jedes nicht als Chipkarte verkaufte 
Deutschlandticket wird pro Monat seiner Gültigkeit jeweils 
ein Betrag von 1,20 Euro gewährt. 4Maßgeblich ist im ers -
ten Schritt die tatsächlich verkaufte Zahl von Monats- 
stücken Deutschlandtickets vor Einnahmeaufteilung; er-
gibt sich aus dem späteren Zuscheidungsbetrag im Rahmen 
der Einnahmeaufteilung rechnerisch eine andere Zahl von 
Tickets, so ist dies unbeachtlich. 5Von der so ermittelten 
Ticket-Anzahl ist in einem zweiten Schritt der nachfol-
gende Abzug vorzunehmen, um auch vor Einführung be-
reits vorhandene Vertriebskosten zu berücksichtigen: 6Für 
jedes am 30. April 2023 bestehende Abonnement (Kunden-
zahl) wird ein Abzug von 8 Tickets als Chipkarte vorge-
nommen. 7Maßgeblich ist dabei die Kundenzahl, die nach 
Nr. 5.4.4, Sätze 1 bis 4 der Muster-Richtlinien zum Aus-
gleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personen-

nahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket 
im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 20. März 
2023 (veröffentlicht unter: infoportal.mobil.nrw/koordinie-
rungsrat.html) für den Ausgleich 2023 ermittelt wurde. 8Es 
ist durch geeignete vertragliche Regelungen mit den für den 
Vertrieb beauftragten Dienstleistern sicherzustellen, dass 
die Pauschalen aufwandsgerecht ausgereicht werden. 
9Führt die Berechnung der Vertriebspauschale zu einem ne-
gativen Betrag, ist dieser nicht als Ersparnis zu berücksich-
tigen. 10Nicht erstattungsfähig sind erhöhte Ausgaben für 
zusätzliche Betriebsleistungen. 

4.3.5 Der Ausgleich für die ergänzende Ermäßigung des Ermä-
ßigungstickets ergibt sich aus der Differenz zwischen den 
nach Nr. 4.3.1.2 Satz 3 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen 
und den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen aus dem Ver-
kauf der Ermäßigungstickets. 

4.3.6 Die Summe der gemäß den Nrn. 4.3.1 bis 4.3.5 errechneten 
Minderungen ist der ausgleichsfähige Betrag. 

4.3.7 1Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in 
dem Gebiet mehrerer Aufgabenträger und können die nicht 
gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung 
im jeweiligen Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet wer-
den, sind diese auf der Grundlage der im Gebiet des jewei-
ligen Aufgabenträgers erbrachten Fahrzeug-, Wagen- be-
ziehungsweise Zugkilometer des Kalenderjahres 2024 den 
Aufgabenträgern zuzuordnen. 2Die beteiligten Aufgaben-
träger oder Bewilligungsbehörden können eine abwei-
chende Aufteilung vereinbaren. 

4.4 Sofern Empfänger Abschlagszahlungen erhalten haben, sind 
diese auf den nach Nr. 4.3 ermittelten Ausgleichsbetrag an-
zurechnen. 

4.5 Neben dem nach Nr. 4.3 ermittelten Ausgleichsbetrag erhal-
ten Verkehrsverbünde, die Verkehrsunternehmen des ver-
bundfreien Raumes im Rahmen des Vertriebs sowie der Ein-
nahmenaufteilung beim Deutschlandticket unterstützen 
(Verbund-Patenschaften), für im Rahmen der Unterstützung 
zu leistende tatsächliche Aufwendungen einen Ausgleich in 
Form einer Einmalzahlung in Höhe von maximal 60.000 Euro 
je Verkehrsverbund. 

5. Sonstige Bestimmungen 
5.1 1Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeits-

leistungen nach Nr. 3 an Verkehrsunternehmen eine Über-
kompensation der aus der Einführung des Deutschlandti -
ckets einschließlich des Ermäßigungstickets resultierenden 
wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. 2Soweit die 
beihilferechtliche Rechtfertigung aus der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 erfolgt, dürfen bei der Überkompensations-
prüfung aus Gründen der Gleichbehandlung als Maßstab 
auch nur die Mindestanforderungen aus dem Anhang der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 zur Anwendung kommen. 
3Der finanzielle Nettoeffekt berechnet sich aus der Summe 
der (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfüllung 
der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsun-
ternehmens zur Anerkennung und Anwendung des Deutsch-
landticket-Tarifs auf die Einnahmen des Verkehrsunterneh-
mens sowie auf seine Kosten (Vertriebsmehrkosten), soweit 
diese als zusätzlicher Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei 
der Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden. 4Im Hin-
blick auf die Vertriebsmehrkosten wird geprüft, ob die Vor-
aussetzungen der Nr. 4.3.4 vorliegen. 5Sonstige Kosten des 
Verkehrsunternehmens sind nicht Gegenstand dieser Über-
kompensationskontrolle. 

5.2 1Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den 
Angaben um subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von 
§ 264 des Strafgesetzbuches handelt und dass Subventions-
betrug nach dieser Vorschrift strafbar ist. 2Eine Doppelför-
derung ist ausgeschlossen. 

5.3 1Die Empfänger sind zu verpflichten, dass sichergestellt 
wird, dass die erforderlichen Daten für das Monitoring und 
die Einnahmeaufteilung gemäß der aktuell gültigen Fassung 
des Beschlusses des Koordinierungsrates für ein bundeswei-
tes Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus 
dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellan-
satzes“ fristgerecht an die von der Arbeitsgemeinschaft aus 
dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V., der 
Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deut-
scher Omnibusunternehmen e. V. und dem Bundesverband 
SchienenNahverkehr e. V. gebildete EAV-Clearingstelle ge-
meldet werden. 2Die Meldung der Deutschlandtickets an die 
Clearingstelle erfolgt bis zum 20. Kalendertag des Folgemo-
nats. 3Die Meldung der Verkäufe aller übrigen Fahrausweise 
erfolgt bis zum 50. Tag nach Ende eines Monats. 4Die Mel-
dung der vorläufigen Soll-Einnahmeninklusive tariflicher 
Fortschreibung gemäß den Bestimmungen dieser Richtlinien 
erfolgt einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 2024 bis 
zum 20. Februar 2024; sie sind erforderlichenfalls unverzüg-
lich zu korrigieren oder zu aktualisieren.



5.4 1Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2026 
die tatsächlich entstandenen nicht gedeckten Ausgaben auf 
der Grundlage der in Nr. 4.3 genannten Berechnungsmethode 
nachzuweisen. 2Dem Nachweis sind insbesondere Bestäti-
gungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden 
Einnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019 und die 
Einnahmeaufteilungen sowohl für die nach Nr. 4.3.1.1 hoch-
gerechneten Fahrgeldeinnahmen als auch fur die nach Nr. 
4.3.1.2 ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Mo-
nate Januar bis Dezember 2024 sowie eine Bescheinigung 
eines Wirtschaftsprüfers über die Fahrgeldeinnahmen der 
Jahre 2019 und 2024 im Haustarif beziehungsweise nach 
BBDB beizufügen. 3Weiterhin ist jeder Leistungsempfänger 
zu verpflichten, dem Nachweis die Anzahl der Abonnentin-
nen und Abonnenten im Sinne der Nr. 4.3.1.1 zu den Stich-
tagen 30. April 2023 und 31. Januar 2025 beizulegen. 4Die 
Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen anfordern. 

5.5 1Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2026 
die Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets nachzuwei-
sen. 2Diese Zahlen und daraus resultierende Mindereinnah-
men sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den 
weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligen-
dienstleistende). 3Die Angaben betreffend die Studierenden 
sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semesterti -
ckets beziehungsweise ohne Semesterticket darzustellen. 

5.6 Die Empfänger von Leistungen gemäß Nr. 4.5 sind zu ver-
pflichten, bis spätestens 31. März 2026 die tatsächlichen Auf-
wendungen für den Zeitraum April 2023 bis Mai 2024 nach-
zuweisen. 

5.7 1Billigkeitsleistungen, die über den reinen Ausgleich der 
nicht gedeckten Ausgaben nach Maßgabe der Nr. 4.3 bezie-
hungsweise die tatsächlichen Aufwendungen für Zwecke 
gemäß Nr. 4.5 hinausgehen, sind vom Empfänger zurückzu-
fordern. 2In der Regel sind die zurückgeforderten Beträge 
nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist erstattet 
werden. 3Sollte sich herausstellen, dass der tatsächliche aus-
gleichsfähige Betrag den prognostizierten übersteigt, ist eine 
Anpassung der gewährten Billigkeitsleistung vorzunehmen. 
4Satz 3 gilt nicht für die Leistungen nach Nr. 4.5. 

5.8 Der nach diesen Richtlinien gewährte Ausgleich kann ganz 
oder teilweise zurückgefordert werden, wenn der Empfänger 
die Auflagen nach den Nrn. 5.2 bis 5.7 nicht oder nicht in-
nerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat. 

6. Verfahren 
6.1 1Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistungen ist bis 

zum 30. September 2024 zu stellen. 2Die Bewilligungsbe-
hörde kann verspätete Anträge zulassen. 3Der Antrag hat die 
Berechnung beziehungsweise Schätzung der voraussichtli-
chen nicht gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in der 
Nr. 4.3 genannten Berechnungsmethode sowie eine Erklärung 
zur Höhe der bereits erhaltenen Abschlagszahlungen im 
Sinne der Nr. 4.4 zu enthalten. 4Sofern ein Antrag auf Ein-
malzahlung gemäß Nr. 4.5 gestellt wird, sind die unterstüt-
zenden Verkehrsverbünde und die Verkehrsunternehmen, die 
unterstützt werden, anzugeben. 

6.2 1Bewilligungsbehörde für die Unternehmen des Schienenper-
sonennahverkehrs und die Bayerische Eisenbahngesellschaft 
mbH ist das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Ver-
kehr. 2Bewilligungsbehörde für die übrigen Antragsteller ist 
die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Leistungsempfän-
ger seinen Sitz hat. 

6.3 Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen über 
die Minderungen gemäß der Nr. 4.3.1 sowie weitere begrün-
dende Unterlagen beizufügen. 

6.4 1Die Leistungsempfänger erhalten auf Antrag bis zur Bewil-
ligung der nach Nr. 6.1 zu beantragenden Billigkeitsleistung 
Abschlagszahlungen nach Maßgabe der Nrn. 6.4.1 bis 6.4.3. 
2In den Fällen der Nr. 4 reichen die Leistungsempfänger die 
Vorauszahlungen aus. 

6.4.1 1Die Leistungsempfänger erhalten für die Monate Januar 
2024 bis April 2024 auf Antrag eine erste Abschlagszahlung 
in Höhe von 50 Prozent der für das Jahr 2023 vorläufig für 
das Deutschlandticket gewährten Ausgleichsleistungen. 
2Der Antrag auf die erste Abschlagszahlung ist bis zum 29. 
Februar 2024 über das DTBY Portal zu stellen. 3Die Aus-
zahlung der ersten Abschlagszahlung erfolgt ab dem 1. 
März 2024. 4Für die Monate Mai bis August 2024 erhalten 
die Leistungsempfänger auf Antrag eine zweite Abschlags-
zahlung entsprechend dem für dem Zeitraum Mai bis Au-
gust 2024 entsprechend den Vorgaben des DTBY Portals 
prognostizierten Mittelbedarf für das Jahr 2024. 5Der An-
trag auf die zweite Abschlagszahlung ist bis zum 30. April 
2024 über das DTBY Portal zu stellen. 6Die zweite Ab-
schlagszahlung wird in monatlichen Tranchen jeweils ab 
dem 20. der Monate Mai, Juni, Juli und August 2024 aus-
gezahlt. 7Eine dritte Abschlagszahlung für die Monate Sep-

tember bis Dezember 2024 wird auf Antrag entsprechend 
des voraussichtlichen Bedarfs gewährt. 8Die Antragsfrist, 
die Vorgaben zur konkreten Ermittlung des voraussichtli-
chen Bedarfs und die konkrete Abwicklung der dritten Ab-
schlagszahlung richtet sich nach den entsprechenden, 
durch das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr 
festzulegenden Vorgaben im DTBY Portal. 9Die Auszahlung 
der dritten Abschlagszahlung erfolgt entsprechend dem in 
Satz 6 vorgesehenen Vorgehen inmonatlichen Tranchen. 
10Der Betreiber des DTBY Portals ist als datenschutzrecht-
lich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistun-
gen erforderlich ist. 

6.4.2 1Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Nr. 6.4.1 er-
halten die Aufgabenträger auf Antrag Abschlagszahlungen 
auf die Ausgleichsleistungen für die Mindereinnahmen aus 
dem Ermäßigungsticket wie folgt: 2Jeweils zum 20. des auf 
die Gültigkeit des jeweils ausgegebenen Tickets folgenden 
Monats können Abschlagszahlungen über das DTBY Portal 
beantragt werden. 3Hierzu ist die Anzahl der jeweils aus-
gegebenen gültigen Ermäßigungstickets zu melden. 4Die 
Höhe der Abschlagszahlung beträgt je gemeldetem ver-
kauften Ermäßigungsticket 20 Euro. 5Der Betreiber des 
DTBY Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher 
zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, so-
weit dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist. 

6.4.3 Das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr kann 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat ergänzende Regelungen über Abschlags-
zahlungen treffen. 

6.5 Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilligungsbe-
scheid näher geregelt. 

6.6 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Empfän-
gern der Leistungen Prüfungen gemäß Art. 91 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 BayHO durchzuführen. 

7. Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in 
Kraft und am 30. Juni 2026 außer Kraft. 
Anlage: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten 

Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende und 
Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) ab dem 
1. Januar 2024 

Dr. Thomas Gruber, Ministerialdirektor 
Anlage: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten 
Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende und Freiwil-
ligendienstleistende (Ermäßigungsticket) ab dem 1. Januar 2024 
1. Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets 
Für das Ermäßigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbe-
stimmungen des Deutschlandtickets in der jeweils geltenden 
Fassung (vergleiche Anlage). Dies umfasst insbesondere die mo-
natliche Kündbarkeit und den digitalen Vertrieb. 
2. Definition Ermäßigungsticket 
Das Ermäßigungsticket als Tarifangebot für Auszubildende, 
Studierende und Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern 
ist eine beim Erwerb rabattierte Version des Deutschlandtickets. 
Das Ermäßigungsticket ist um 20 Euro gegenüber dem regulären 
Deutschlandticket rabattiert. Der Ermäßigungsbetrag wird vom 
Freistaat Bayern finanziert. 
3. Berechtigtenkreis 
3.1 Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermäßigungstickets 

berechtigt: 
a) Auszubildende (zur Definition siehe Nr. 3.2), 
b) Studierende (zur Definition siehe Nr. 3.3), 
c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition siehe Nr. 3.4). 
3.2 Als Auszubildende werden definiert: 
– Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 

Abs. 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und vergleichbare Fälle. 
Dies umfasst Menschen mit Behinderung und Menschen, die 
von einer Behinderung bedroht sind, die eine Ausbildung im 
Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den Auszu-
bildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind vergleichbar 
die Teilnehmenden an Vorschaltmaßnahmen der arbeitswelt-
bezogenen Jugendsozialarbeit in Jugendwerkstätten in Vorbe-
reitung auf eine Ausbildung. 

– Schülerinnen und Schüler an einer Berufsschule/-fachschule 
gemäß Art. 11, 13 Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG). Dem vergleichbar sind Schüle-
rinnen und Schüler am Lehrgang geprüfte agrartechnische As-
sistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsordnung für 
staatlich geprüfte agrartechnische Assistentinnen und Assi-
stenten. 

– Schülerinnen und Schüler des Staatsinstituts für die Ausbil-
dung von Fachlehrern und des Staatsinstituts für die Ausbil-



dung von Förderlehrern gemäß Art. 120 BayEUG (in Verbin-
dung mit Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung fur 
die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften beziehungs-
weise Studienordnung für das Staatsinstitut fur die Ausbil-
dung von Förderlehrern). 

– Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG. 
– Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifika-

tionsebene I und II in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 
Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz (LlbG). 

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen können künftig als 
bezugsberechtigte Auszubildende anerkannt werden, soweit 
diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar 
sind. Für die örtliche Berechtigung muss der gemeldete Haupt-
wohnsitz oder der Schulort in Bayern liegen. 
3.3 Als Studierende werden definiert: 
Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayeri-
sches Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG) 
– Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 

Abs. 1 Sätze 1 bis 3 BayHIG 
– Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG 
– Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifika-

tionsebene III in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 LlbG und vergleichbare Studierende, welche die Qualifi-
kation für eine Fachlaufbahn außerhalb eines Beamtenverhält-
nisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des Art. 
17 Abs. 1 Satz 2 Gesetz über die Hochschule für den öffentli-
chen Dienst). 

Studierende neuer Einrichtungen können künftig als bezugsbe-
rechtigte Studierende anerkannt werden, soweit diese mit den 
oben genannten Personengruppen vergleichbar sind. Maßgeblich 
für den Erwerb ist der Studienort in Bayern. 
Verkehrsunternehmen können auch Studierenden mit Haupt-
wohnsitz in Bayern an den am gemeinsamen Semesterticket be-
teiligten Hochschulen den Erwerb des Ermäßigungstickets er-
möglichen, wenn alle der im Folgenden aufgeführten Vorausset-
zungen erfüllt sind: 
– Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber in-

nerhalb Deutschlands in einem bundesländerübergreifenden 
lokalen Verkehrsverbund mit einem gemeinsamen Semester-
ticket für die bayerischen und außerbayerischen Hochschulen. 

– Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen. 
– Im Bundesland des Studienortes gibt es für den Studierenden 

kein Angebot für ein ermäßigtes Deutschlandticket für Studie-
rende. 

3.4 Als Freiwilligendienstleistende gelten: 
– Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz über den 

Bundesfreiwilligendienst und 
– Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Förderung von 

Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges soziales Jahr/ 
Freiwilliges ökologisches Jahr, et cetera)  

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern. 
4. Zeitliche Berechtigung zum Neubezug 
Ein Neubezug des Ermäßigungstickets (durch Neuabschluss be-
ziehungsweise Wiederaufleben eines Abo-Vertrags) ist, solange 
keine taggenaue Gültigkeit des Deutschlandtickets gegeben ist, 
für all jene gesamten Monatszeiträume möglich, in denen min-
destens zehn Kalendertage im nachgewiesenen Berechtigungs-
zeitraum (Semester, Ausbildungsjahr, Dienstzeitraum et cetera) 
liegen. 
5. Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung für Studie-

rende 
Der Gesamtpreis für das Ermäßigungsticket inklusive des geleis -
teten Beitrages für ein vor Ort bestehendes solidarisches Semes -
terticket (sofern vorhanden) liegt 20 Euro unter dem jeweils ak-
tuellen Preis des regulären Deutschlandtickets. Beim Erwerb 
durch Studierende, deren Studierendenwerk für sie ein ver-
pflichtendes solidarisches Semesterticket vereinbart hat, ist von 
den Vertriebsstellen des Ermäßigungstickets (zum Beispiel Ver-
kehrsunternehmen bzw. sonstige für den Vertrieb verantwortli-
chen Stellen wie zum Beispiel Verbundorganisationen oder Ver-
triebsdienstleister) der durch den Studierenden geleistete Soli-
darbeitrag für ein Semesterticket mit einem Sechstel beim Be-
zugspreis des Ermäßigungstickets monatlich anzurechnen. 
6. Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungs- 

tickets 
6.1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligen-

dienstleistende 
Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist 
beim erstmaligen Erwerb und danach spätestens nach Ablauf 
von jeweils 12 Monaten durch ein geeignetes Verfahren durch die 
Vertriebsstelle des Ermäßigungstickets zu prüfen. Die Berechti-
gungsprüfung soll auch unterjährig durchgeführt werden kön-

nen; das Prüfungsergebnis gilt jeweils für 12 Monate, maximal 
jedoch bis zum Ablauf der Ausbildungs-/Dienstzeit. Die Ver-
triebsstelle kann auch kürzere Fristen vorsehen. Hierbei ist pri-
mär ein vom Freistaat Bayern bereitgestelltes, einheitliches For-
mular als Berechtigungsnachweis zu nutzen. Das genaue Verfah-
ren sowie mögliche Alternativen werden im Anhang „Regelun-
gen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßi - 
gungstickets“ definiert. 
6.2 Berechtigungsprüfung für Studierende 
Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist 
beim erstmaligen Erwerb und danach mindestens zu Beginn 
jedes Semesters zu prüfen. Hierbei sollte ein elektronische Da-
tenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (sogenanntes „Shib-
boleth-Verfahren“) genutzt werden. Das genaue Verfahren sowie 
mögliche Alternativen werden im Anhang „Regelungen zur Be-
rechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets“ 
definiert. Für Trimester gilt sinngemäß dasselbe wie für Semes -
ter. 
6.3 Behandlung von Ermäßigungstickets im Ausgleichsverfah-

ren 
Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprüfung 
gemäß Nr. 6.1 bei Auszubildenden und Freiwilligendienstleisten-
den und Nr. 6.2 bei Studierenden sowie die im Anhang „Rege-
lungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßi-
gungstickets“ definierten Kriterien eingehalten hat, werden vom 
Freistaat Bayern auch ohne gültigen Berechtigungsnachweis 
ausgegebene Ermäßigungstickets im Rahmen des Ausgleichsan-
spruchs akzeptiert. 
Ergibt eine nachträglich durchgeführte Berechtigungsprüfung, 
dass im bereits vergangenen Bezugszeitraum keine Berechtigung 
für einen Erwerb des Ermäßigungstickets bestand, dann muss 
die Vertriebsstelle das Abonnement entweder als reguläres 
Deutschlandticket ohne Ermäßigung fortführen und den hierfür 
jeweils aktuell geltenden monatlichen Preis erheben, oder das 
Abonnement kündigen. 
Anhang zur Anlage – Regelungen zur Berechtigungsprüfung für 
den Erwerb des Ermäßigungstickets ab 1. Januar 2024 
1. Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligen-
dienstleistende 
Die Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligen-
dienstleistende regelt Nr. 6.1 der Anlage. Nachfolgend werden 
Regelverfahren (Nr. 1.1) und alternative Verfahren (Nr. 1.2) kon-
kretisiert. 
1.1 Regelverfahren 
Auszubildende und Freiwilligendienstleistende müssen eine Be-
stätigung durch die Schule, Dienststelle (bei Beamtenanwärte-
rinnen und -anwärtern) oder den Träger des Freiwilligendienstes 
vorlegen, deren Ausstellungsdatum nicht länger als zwei Monate 
zurückliegen darf. Hierbei ist das einheitliche Formular, welches 
vom Freistaat Bayern zum Download auf einer Webseite (bahn-
land-bayern.de/de/ermaessigungsticket) und bei den Vertriebs-
stellen zur Verfügung gestellt wird, als Berechtigungsnachweis 
zu nutzen. 
Auf dem Formular ist festgehalten, dass 14 Tage Vorbestellfrist 
gelten. Alle in diesem Sinne rechtzeitig eingehenden Bestellun-
gen sollen daher fristgerecht bearbeitet werden. Ein schnelleres 
Abwickeln der Bestellung ist gleichwohl möglich. 
Für die Berechtigungsprüfung wird eine Liste der beruflichen 
Schulen, Dienststellen und Freiwilligendienst-Träger zur Verfü-
gung gestellt. Diese wird vor Beginn des jeweiligen Ausbildungs-
jahres und, soweit Schulen, Dienststellen oder Träger wegfallen 
oder neu hinzukommen, aktualisiert. 
Wenn Auszubildende in einem Ausbildungsverhältnis mit einem 
Ausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind, aber generell 
keine Berufsschule besuchen, kann in diesem Fall anstelle der 
Bildungseinrichtung die zuständige Industrie- und Handelskam-
mer beziehungsweise Handwerkskammer die Berechtigung prü-
fen und das Formular bestätigen. 
Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungs-
nachweise ist anzuwenden. Dabei sind folgende Prüfmerkmale 
relevant: 
– von der Bildungseinrichtung (beziehungsweise Dienststelle für 

Beamtenanwärter/innen oder Träger für Freiwilligendienst -
leistende) unterschriebene und gestempelte Bestätigung, dass 
der Ticketnutzer zum Berechtigungskreis des Ermäßigungsti -
ckets zählt, 

– Lage der Bildungseinrichtung (beziehungsweise Dienst-
stelle/Dienstort für Beamtenanwärter/innen und Freiwilligen-
dienstleistende) in Bayern oder Lage des Hauptwohnsitzes (so 
wie vom Ticketnutzer angegeben) in Bayern, Ausstellungsda-
tum des Bestätigungsformulars nicht älter als zwei Monate, 

– voraussichtliches Ausbildungs-/Dienstende (wie von Schule/ 
Dienststelle/Träger angegeben): Falls es weniger als 12 Monate 
in der Zukunft liegt, ist dieses Enddatum als Auslaufdatum des 



Abonnements zu übernehmen. Dabei soll die Abolaufzeit auf 
ganze Monate aufgerundet werden. 

1.2 Alternative Verfahren 
Als Alternativen zur Berechtigungsprüfung gemäß dem Regel-
verfahren können die Vertriebsstellen weitere Verfahren einset-
zen. Diese sind mit dem Freistaat vorher abzustimmen: 
a) Nutzung bestehender Schnittstellen zu den Arbeitgebern, zum 

Beispiel über Jobticket-Portale. Hierüber könnten Arbeitge-
ber die Berechtigung sowie Ausbildungsdauer bestätigen, 
ohne dass Schulen/Dienststellen tätig werden müssen. 

b) Nutzung bestehender Schnittstellen zu Auszubildenden-Da-
tenbanken der Ausbildungskammern, die über eine daten-
schutzkonforme Abfrage eine sofortige Aussage über das Vor-
liegen und das voraussichtliche Auslaufdatum eines Ausbil-
dungsverhältnisses zulassen, zum Beispiel „AzubiCard“. 

c) Die Nutzung anderer geeigneter Nachweise ist hilfsweise bei 
erstmaliger Bestellung gestattet, wenn anders keine fristge-
rechte Umsetzung des Verkaufs an Auszubildende und Frei-
willigendienstleistende möglich wird. Bei jeder erneuten Be-
rechtigungsprüfung kann der Nachweis dann nur noch über 
die Verfahren nach Nr. 1.1, 1.2 Buchst. a und 1.2 Buchst. b er-
folgen. Darauf ist bereits bei der Erstbestellung durch den 
Vertriebspartner hinzuweisen. 

1.3 Verfahren bei Anspruch auf Schulwegkostenfreiheit 
Bei Auszubildenden, die als Berufsschüler/innen unter die 
Schulwegkostenfreiheit nach den Bestimmungen des Gesetzes 
über die Kostenfreiheit des Schulweges (SchKfrG) fallen, genügt 
die Ticketbestellung durch den zuständigen Träger der Schüler-
beförderung als Berechtigungsnachweis. Eine zusätzliche Über-
prüfung mit dem Nachweisformular nach Nr. 1.1 ist nicht erfor-
derlich. 
2. Berechtigungsprüfung für Studierende 
Die Berechtigungsprüfung für Studierende regelt Nr. 6.2 der An-
lage. Nachfolgend werden Regelverfahren (Nr. 2.1) und alterna-
tive Verfahren (Nr. 2.2) konkretisiert. 
Bei krummen Semesterdauern beziehungsweise bei tagesge-
nauem Abostart (falls dieser künftig eingeführt wird) soll die 
Abolaufzeit am Semesterende auf ganze Monate aufgerundet 
werden. 
2.1 Regelverfahren 
Bei der Berechtigungsprüfung ist ein geeignetes elektronisches 
Verfahren mit Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule 
beim Vertrieb des Tickets anzuwenden. Hierbei sollte nach Mög-
lichkeit das Shibboleth-Verfahren genutzt werden. 
2.2 Alternative Verfahren 
Neben dem Shibboleth-Verfahren können auch bestehende, al-
ternative Datenschnittstellen vor Ort genutzt werden, wenn 
diese ebenfalls aktuell gepflegt sind und dazu geeignet sind, bei 
Abfrage eine sofortige Aussage über das Vorliegen und das vor-
aussichtliche Auslaufdatum einer Immatrikulation zu erzeugen. 
Nur Studierende an bayerischen Hochschulen, die weder das 
Shibboleth-Verfahren noch andere Datenschnittstellen zu den 
Vertriebsstellen bereitstellen können, können das Ermäßigungs-
ticket durch Vorlage des Berechtigungsnachweises im Online- 
Verkauf entsprechend des Verfahrens bei den Auszubildenden 
gemäß Nr. 1.1 beziehungsweise Nr. 1.2 erwerben. Hierzu muss 
die Hochschule das bayernweit einheitliche Berechtigungsfor-
mular manuell abstempeln und unterschreiben und somit die Im-
matrikulation des Studierenden bestätigen. Für die Berechti-
gungsprüfung wird eine Liste der betroffenen Hochschulen zur 
Verfügung gestellt. Diese wird jeweils vor Semesterbeginn ak-
tualisiert. 
Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungs-
nachweise ist anzuwenden. Dabei sind folgende Prüfmerkmale 
kumulativ relevant: 
– von der Hochschule unterschriebene und gestempelte Bestäti-

gung, dass der Ticketnutzer im angefragten Semester/Trimes -
ter ordnungsgemäß eingeschrieben ist, 

– Lage der Hochschule (Studienort) in Bayern, oder Hauptwohn-
sitz in Bayern und Zugehörigkeit zu einer Hochschule mit bun-
desländerübergreifenden Semesterticket im Sinne der Nr. 3.3 
der Anlage, 

– Ausstellungsdatum des Bestätigungsformulars nicht älter als 
zwei Monate. 

2.3 Übergangsregelung 
Für die Einführungsphase, in der Regel bis zum Ende des Win-
tersemesters 2023/24, ist die Anwendung weiterer geeigneter Ver-
fahren der Berechtigungsprüfung über die alternativen Verfahren 
gemäß Nr. 2.2 hinaus möglich, wenn nicht rechtzeitig die Anbin-
dung für das Shibboleth-Verfahren abgeschlossen werden kann. 
Hierbei ist ein den alternativen Verfahren entsprechendes, ge-
eignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungsnach-
weise anzuwenden (vergleiche Nr. 2.2). 

3. Prüfung der Berechtigungsnachweise 
Bei Verkäufen des Ermäßigungstickets ist, falls die Personalka-
pazität dies erfordert, eine stichprobenartige Prüfung der Nach-
weise für die Berechtigung ausreichend. Die Stichprobe muss bis 
31. Januar 2024 mindestens 15 Prozent und bis 30. April 2024 
mindestens 30 Prozent der pro Kalenderwoche hochgeladenen 
beziehungsweise eingereichten Berechtigungen betragen. 
Um die Prüfquote feststellen zu können, sollte das Prüfergebnis 
(ja/nein/ungeprüft) in geeigneter Form dokumentiert werden. 
4. Datenschutz 
Die Berechtigungsnachweise sollen nach Vorlage der Verwen-
dungsnachweise für fünf Jahre aufbewahrt und danach zeitnah 
gelöscht werden. 

Andere Behörden  
54   Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2024 des Zweck-

verbandes zur Wasserversorgung der Gnotzheimer Gruppe  
Nachstehend wird, gemäß Art. 24 Abs. 1, Art. 41 Abs. 1 
KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO, die Haushaltssatzung des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der Gnotzheimer Gruppe für 
das Haushaltsjahr 2024 bekannt gemacht. 
Das Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen, als zuständige 
Aufsichtsbehörde, hat mit Schreiben vom 15.04.2024 Az. 20-941-
ZV04 festgestellt, dass diese nicht zu beanstanden ist. 
Ab dieser Bekanntmachung liegen der Wirtschaftsplan eine 
Woche lang und die Haushaltssatzung während des Wirtschafts-
jahres 2024 in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes, Reut-
bergstr. 34, 91710 Gunzenhausen, öffentlich zur Einsicht auf. 

Haushaltssatzung  
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung  

der Gnotzheimer Gruppe für das Wirtschaftsjahr 2024 
Aufgrund des Art. 41 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit in Verbindung mit Art 63 ff. der Gemeindeordnung 
und § 17 der Verbandssatzung erläßt der Zweckverband zur 
Wasserversorgung der Gnotzheimer Gruppe folgende Haushalts-
satzung: 

§1 
Der Wirtschaftsplan für das Kalenderjahr 2024 wird  
im Erfolgsplan  
in den Erträgen und Aufwendungen auf 913.100,00 €  
und im Vermögensplan  
in den Einnahmen und Ausgaben auf 525.000,00 € 
festgesetzt. 

§ 2  
Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögensplan wer-
den auf 0,00 Euro festgesetzt.  

§ 3  
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan werden nicht 
festgesetzt. 

§ 4 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan wird auf 152.000,00 € 
festgesetzt. 

§ 5 
Umlagen nach § 18 der Verbandssatzung werden nicht erhoben. 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 

Gunzenhausen, den 22.04.2024 
Zweckverband zur Wasserversorgung  

der Gnotzheimer Gruppe, Sitz Gunzenhausen 
Feller, Verbandsvorsitzende 

55   Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2024 des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der Büchelberger Gruppe  

Nachstehend wird, gemäß Art. 24 Abs. 1, Art. 41 Abs. 1 
KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO, die Haushaltssatzung des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der Büchelberger Gruppe für 
das Haushaltsjahr 2024 bekannt gemacht. 
Das Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen, als zuständige 
Aufsichtsbehörde, hat mit Schreiben vom 16.04.2024 Az. 20-941-
ZV02 festgestellt, dass diese nicht zu beanstanden ist. 
Ab dieser Bekanntmachung liegen der Wirtschaftsplan eine 
Woche lang und die Haushaltssatzung während des Wirtschafts-
jahres 2024 in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes, Reut-
bergstr. 34, 91710 Gunzenhausen, öffentlich zur Einsicht auf. 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung  

der Büchelberger Gruppe für das Wirtschaftsjahr 2024 



Aufgrund des Art. 41 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit in Verbindung mit Art 63 ff. der Gemeindeordnung 
und § 17 der Verbandssatzung erläßt der Zweckverband zur 
Wasserversorgung der Büchelberger Gruppe folgende Haushalts-
satzung: 

§ 1 
Der Wirtschaftsplan für das Kalenderjahr 2024 wird  
im Erfolgsplan  
in den Erträgen und Aufwendungen auf 453.700,00 €  
und im Vermögensplan  
in den Einnahmen und Ausgaben auf 223.500,00 € 
festgesetzt. 

§ 2  
Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögensplan wer-
den nicht festgesetzt. 

§ 3  
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan werden nicht 
festgesetzt. 

§ 4 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan wird auf 73.000,00 € 
festgesetzt. 

§ 5 
Umlagen nach § 18 der Verbandssatzung werden nicht erhoben. 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 

Gunzenhausen, den 22.04.2024 
Zweckverband zur Wasserversorgung  

der Büchelberger Gruppe, Sitz Gunzenhausen 
Rampe, Verbandsvorsitzender 

Stadt Weißenburg i. Bay. 
56   Bekanntmachung 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
sehr herzlich darf ich Sie auf diesem Wege zur 

Bürgerversammlung für den Ortsteil Oberhochstatt 
mit Niederhofen, Kehl und Gänswirtshaus 
am Dienstag, den 7. Mai 2024, 19.00 Uhr  

ins Schützenhaus Niederhofen, Markgrafenstraße 29 
einladen. 
Gemäß Artikel 18 BayGO können grundsätzlich nur Gemeinde-
bürger das Wort erhalten. Behandelt werden sollen nur Fälle, die 
das Allgemeininteresse betreffen.  
Etwaige Anregungen nehme ich gerne telefonisch (09141 907-
102) oder schriftlich (E-Mail: oberbuergermeister@weissen-
burg.de) entgegen. 

Jürgen Schröppel, Oberbürgermeister 

57   Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO) 
Öffentliche Bekanntmachung zur Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß Art. 66 a Abs. 1 Satz 1 BayBO 
Errichtung von drei Mehrfamilienwohnhäusern mit Parkdeck 
und Nebengebäuden auf den Grundstücken Fl.-Nrn. 726/6, 
726/9 und 726/13, Gemarkung Weißenburg, sowie Teilflächen der 
Grundstücke Fl.-Nrn. 726/3, 726/4, 726/7, 726/8 und 726/12, Ge-
markung Weißenburg, Bgm.-Traber-Straße 24, 26, 28 
1. Die Fürst Vermögensanlage GmbH & Co. KG, Richard Stück-

len-Straße 15, 91781 Weißenburg i. Bay., hat unter Vorlage ent-
sprechender Bauvorlagen am 05.04.2024 einen Bauantrag zur 
Ausführung des o. g. Bauvorhabens gestellt. Dem Antrag lie-
gen folgende Bauvorlagen bei: 

1. Bauantragsformular 
2. Baubeschreibung 
3. Amtlicher Lageplan mit Eigentümerverzeichnis 
4. Bauzeichnungen 

4.1  Lageplan 
4.2  Grundrisse 
4.3  Schnitte 
4.4  Ansichten 
4.5  Übersichtsplan 
4.6  Flächenplan mit Flur Nummern und Einzeichnung der 

öffentlichen Flächen 
4.7  Entwässerungsplan 
4.8  Abstandsflächenplan 
4.9  Parken Bestandsplan 
4.10 Parkdeck Grundrisse 
4.11 Parkdeck Ansichten - Schnitte

5. Flächenberechnungen 
5.1  Wohnflächen 
5.2  Nutzflächen 
5.3  Verkehrsflächen 
5.4  Rauminhalte 
5.5  GRZ Berechnung 
5.6  GFZ Berechnung 
5.7  Baumassenzahl 
5.8  Stellplatzermittlung 

6. Anträge auf Zulassung von Abweichungen 
6.1  Haus A - Antrag auf Zulassung einer Abweichung von den 

Abstandsflächen 
6.2  Haus C - Antrag auf Zulassung einer Abweichung von den 

Abstandsflächen 
6.3  Parkdeck Rampe - Antrag auf Zulassung einer Abweichung 

von den Abstandsflächen 
7. Statistischer Erhebungsbogen 
2. Die Antragsunterlagen können im Neuen Rathaus der Stadt 

Weißenburg i. Bay., Dienststelle Stadtbauamt, 2. Etage, Zim-
mer Nr. C 203 oder C 218, Marktplatz 19, 91781 Weißenburg  
i. Bay. zu den üblichen Öffnungszeiten, nach vorheriger tele-
fonischer Terminvereinbarung unter Tel. 09141/907-159 oder 
09141/907-168, eingesehen werden. 
Die Öffnungszeiten des Stadtbauamtes sind von Montag bis 
Freitag jeweils von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und nachmittags 
nach vorheriger Terminvereinbarung. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die durch die Einsichtnahme 
entstandenen Kosten nicht erstattet werden können. 

3. Alle Beteiligten nach Art. 29 Bayerisches Verwaltungs- und 
Verfahrensgesetz (BayVwVfG) sowie die betroffene Öffentlich-
keit können Einwendungen bei der Stadt Weißenburg i. Bay. 
als untere Bauaufsichtsbehörde vorbringen, und zwar 
- persönlich und zur Niederschrift im Neuen Rathaus der 

Stadt Weißenburg i. Bay., Dienststelle Stadtbauamt, 2. Etage, 
Zimmer Nr. C 203 oder C 218, Marktplatz 19, 91781 Weißen-
burg i. Bay. zu den üblichen Öffnungszeiten nach vorheriger 
telefonischer Terminvereinbarung, s.o. 

- schriftlich, unter Angabe des verletzten Rechtsgutes und der 
befürchteten Beeinträchtigung, an folgende Postanschrift der 
Stadt Weißenburg i. Bay.: Stadt Weißenburg i. Bay., Stadt-
bauamt, Kennwort: Bauantrag FÜRST, Marktplatz 19, 91781 
Weißenburg i. Bay. oder 

- per E-Mail, unter Angabe des verletzten Rechtsgutes und der 
befürchteten Beeinträchtigung, an folgende E-Mail-Adresse: 
bauamt@weissenburg.de mit dem Kennwort: Bauantrag 
FÜRST 

4. Nach Art. 66a Abs. 1 Satz 2 BayBO sind mit Ablauf einer Frist 
von einem Monat nach Bekanntmachung des Bauvorhabens 
alle öffentlich-rechtlichen Einwendungen gegen das Bauvor-
haben ausgeschlossen. Einwendungen können also nur bis 
zum 27.05.2024 vorgebracht werden. 

5. Die Stadt Weißenburg i. Bay. hat die Baugenehmigung als un-
tere Bauaufsichtsbehörde zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben 
keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, wel-
che im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren zu prüfen 
sind. Die Baugenehmigung kann dabei auch unter Nebenbe-
stimmungen im Sinne des Art. 36 BayVwVfG erteilt werden. 

6. Nach Art. 66a Abs. 1 Satz 3 BayBO kann die öffentliche Zu-
stellung der Baugenehmigung durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden. 

Weißenburg i. Bay., den 27.04.2024 
Jürgen Schröppel, Oberbürgermeister 

58   Haushaltssatzung des Schulverbandes Alesheim-Emetz-
heim (Grundschule) für das Haushaltsjahr 2024 

Aufgrund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 
(BaySchFG), Art. 34 und Art. 40 ff. des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit (KommZG) sowie der Art. 63 ff. der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt der 
Schulverband Alesheim-Emetzheim (Grundschule) folgende 
Haushaltssatzung: 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2024 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 269.660,-- € 
und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit   14.600,-- € 
ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 



§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§ 4 
Verwaltungs- und Schülerbeförderungsumlage 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umla-

gesoll) zur Finanzierung der laufenden Ausgaben im Verwal-
tungshaushalt (UA 2111) wird für das Haushaltsjahr 2024 auf 
162.010,-- € festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschü-
ler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt (Verwal-
tungsumlage). 

2. Der durch staatliche Zuweisungen nicht gedeckte Bedarf zur 
Finanzierung der Schülerbeförderung (UA 2901) wird unter 
Berücksichtigung einer Umschichtung von 35.000,- € (Kor-
rektur Abrechnungen Vorjahre) für das Haushaltsjahr 2024 
auf 10.700,-- € festgesetzt und nach der Zahl der Verband -
schüler je Schulstandort auf die Mitglieder des Schulverban-
des umgelegt (Schülerbeförderungsumlage). 

3. Für die Berechnung der beiden Umlagen wird die maßgebende 
Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2023 auf 171 
Verbandschüler festgesetzt. 

Wohnort:             Weißenburg  =  141 Schüler    Alesheim = 30 Schüler 
Schulstandort:   Emetzheim   =    83 Schüler    Alesheim = 88 Schüler 

4. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandschüler auf 947,50 € 
festgesetzt. 

5. Die Schülerbeförderungsumlage wird je Verbandschüler auf 
62,60 € festgesetzt. 

6. Eine Investitionsumlage zur Finanzierung der Ausgaben des 
Vermögenshaushalts wird nicht erhoben. 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 25.000,-- € 
festgesetzt. 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in Kraft. 

Weißenburg i. Bay., den 19.04.2024 
Schulverband Alesheim-Emetzheim (Grundschule) 

Jürgen Schröppel, Oberbürgermeister, Verbandsvorsitzender 
Die Haushaltssatzung 2024 mit Anlagen lag dem Landratsamt 
Weißenburg-Gunzenhausen vor. Die Satzung enthält keine ge-
nehmigungspflichtigen Bestandteile. Beanstandungen wurden 
vom Landratsamt nicht erhoben. Die Haushaltssatzung 2024 mit 
Anlagen kann in der Stadtkämmerei, Neues Rathaus, Zimmer 
Nr. A 204, Marktplatz 19, 91781 Weißenburg i. Bay. während der 
Dienstzeiten der Stadtverwaltung eingesehen werden. 

59   Haushaltssatzung des Schulverbandes Weißenburg i. Bay. 
(Mittelschule) für das Haushaltsjahr 2024 

Aufgrund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 
(BaySchFG), Art. 34 und Art. 40 ff.  des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit (KommZG) sowie der Art. 63 ff. der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt der 
Schulverband Weißenburg i. Bay. (Mittelschule) folgende Haus-
haltssatzung: 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2024 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.453.240,-- € 
und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 38.000,-- € 
ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§ 4 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umla-

gesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaus-
halt wird für das Haushaltsjahr 2024 auf 1.097.800,-- € fest-
gesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mit-
glieder des Schulverbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maß-
gebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2023 
auf 499 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Verbandsumlage wird je Verbandsschüler auf 2.200,00 € 
festgesetzt. 

4. Eine Investitionsumlage zur Finanzierung der Ausgaben des 
Vermögenshaushalts wird nicht erhoben. 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 50.000,-- € 
festgesetzt. 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in Kraft. 

Weißenburg i. Bay., den 23.04.2024 
Schulverband Weißenburg i. Bay. (Mittelschule) 

Jürgen Schröppel, Oberbürgermeister, Verbandsvorsitzender 
Die Haushaltssatzung 2024 mit Anlagen lag dem Landratsamt 
Weißenburg-Gunzenhausen vor. Die Satzung enthält keine ge-
nehmigungspflichtigen Bestandteile. Beanstandungen wurden 
vom Landratsamt nicht erhoben. Die Haushaltssatzung 2024 mit 
Anlangen kann in der Stadtkämmerei, Neues Rathaus, Zimmer 
Nr. A 204, Marktplatz 19, 91781 Weißenburg i. Bay. während der 
Dienstzeiten der Stadtverwaltung eingesehen werden. 


